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Die allgemeine wirtſchaftliche Lage. 


Thorn, im Juni 1907. 


Die lebhafte Beſchäftigung von Handel und Induſtrie Deutſch— 
lands hat im Jahre 1906 nicht nur angehalten, ſondern ſich noch 
geſteigert, und auch im laufenden Jahre iſt bis heute ein Rückgang 
nicht zu verzeichnen geweſen, wenn auch die mannigfachen Schatten— 
ſeiten einer Hochkonjunktur immer deutlicher in die Erſcheinung treten. 
Die ſtarken Anſprüche an den Kapitalmarkt haben zu einem abnorm 
hohen Bankdiskont geführt, der im Verein mit dem Mangel an 
Arbeitskräften, den erhöhten Arbeitslöhnen und den geſtiegenen Preiſen 
der Rohmaterialien doch allmählich eine Einſchränkung der Produktion 
hervorrufen muß. Das Berichtsjahr 1906/07 iſt aber trotz der höheren 
Unkoſten noch gewinnreich geweſen, da der infolge der vermehrten 
Kaufkraft des In- und Auslandes geſtiegene Umſatz einen Ausgleich 
ſchaffte. Dem beſonderen Umſtande, daß die wirtſchaftliche Hebung 
ſich nicht auf den heimiſchen Markt beſchränkte, verdanken wir es auch, 
daß die durch die neuen Handelsverträge eingetretenen Zollerhöhungen 
noch nicht mit ihrer vollen Wucht zur Wirkſamkeit kommen konnten. 

Die Wirtſchaftslage in unſerem Bezirk entſprach den geſchilderten 
allgemeinen Verhältniſſen, wie das durch die uns zugegangenen 
Geſchäftsberichte und durch die Zahlen über die Entwickelung des 
Verkehrs beſtätigt wird. So hat ſich der Umſatz der Reichsbankſtelle 
Thorn ſeit 1900, wie folgt, geſteigert: 

1900: 309 408 300 Mk. 
1901: 302 816 200 „ 
1902: 311 803 800 „ 
1903: 339 438 400 „ 
1904: 362031400 „ 
1905: 401 036 500 „ 
1906: 427 766 300 „ 
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Die Einlagen der Städtiſchen Sparkaſſen in Thorn, Kulm und 
Brieſen und der Kreisſparkaſſen in Thorn, Kulm, Brieſen und Stras— 
burg zeigen folgende Entwickelung: 


Ende 1900: 12 608 450 Mk. 
„ 1901: 13 462 394 „ 
„ 1902: 14610239 „ 
„ 1903: 15 802 109 „ 
„ 1904: 16 813 234 „ 
„ 1905: 18 150 973 „ 
„ 1906: 19 693 755 „ 
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Nicht ganz parallel dazu verlaufen die Zahlen des Thorner 
Weichſelverkehrs und des Verkehrs auf den Thorner Bahnhöfen, doch 
laſſen auch ſie einen deutlichen Fortſchritt erkennen. Auf der Weichſel 
kamen hier an und wurden verſandt: 


1900: 79 656 t. 
1901: 67 549 
1902: 72 165 
1903: 92 876 
1904: 72533 
1905: 94 369 
1906: 104 603 „ 


Der Güterverkehr auf den drei Bahnhöfen Thorns (Hauptbahn— 
hof, Mocker und Uferbahn) ſtieg von 439 878 t im Jahre 1900 auf 
669838 t im Jahre 1906, und es reiſten von den Bahnhöfen Thorn 
Hauptbahnhof, Stadtbahnhof und Mocker ab im Jahre 1900 440 149 
Perſonen gegen 568 686 Perſonen im Jahre 1906. 

Von größter Wichtigkeit für das Wirtſchaftsleben unſeres Be— 
zirks iſt ſtets der Ausfall der Ernte. Nun ſtechen allerdings die Ernten 
der beiden letzten Jahre ſehr zu ihrem Nachteil von der Ernte des 
Jahres 1904 ab. Das Jahr 1904 muß aber auch als ein Ausnahme— 
jahr betrachtet werden, denn Erträge, wie ſie damals an Weizen und 
Roggen gewonnen wurden, kommen in Jahrzehnten nur einmal vor, 
und es kann daher das Jahr 1905, das an Getreide ein Drittel 
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weniger brachte, immer noch nicht ein ſchlechtes Jahr genannt werden. 
Freilich hatte die Qualität unter der anhaltenden Regenperiode der 
Monate Juli und Auguſt ſchwer gelitten, und es zeigte ſich vielfach 
Auswuchs und geringes ſpezifiſches Gewicht. Trotzdem dadurch die 
Vermahlung erſchwert wurde, waren die ſchlechten Qualitäten für 
unſere Mühlen doch inſofern von Vorteil, als ſolche Ware ſich nicht 
zur Ausfuhr eignet. Sonſt wäre die Knappheit in Weizen, die ſich 
vor der Ernte zeigte, noch größer geworden. Zum Glück für unſere 
Mühlen konnte die letzte Ernte einige Wochen früher als gewöhnlich 
eingebracht werden. Die zunächſt auf den Markt kommenden guten 
Qualitäten und die Meinung, daß die Ernte auch einen guten Ertrag 
geliefert habe, führten zu einem lebhaften Export. Später ſtellte es 
ſich jedoch heraus, daß der Ertrag in den beiden Hauptgetreidearten 
nicht den Erwartungen entſprach. Die Preiſe ſtiegen gewaltig und die 
Vorräte lichteten ſich immer mehr, ſo daß die Mühlen ſich gezwungen 
ſahen, da auch Rußland nichts lieferte, amerikaniſchen und auſtraliſchen 
Weizen zu kaufen, was natürlich zur Folge hatte, daß der Mehlverkauf 
auf die nächſte Umgebung beſchränkt wurde. Unter dieſen Umſtänden 
iſt die Lage unſerer Mühlen, trotzdem ſie in einer Gegend mit Getreide— 
überſchuß liegen, ſchwierig genug, und es iſt begreiflich, daß von den 
Müllern der Wunſch nach Wiedereinführung des Identitätsnachweiſes 
für Getreide und nach Aufhebung der Seehafenausnahmetarife wieder— 
holt dringlich ausgeſprochen worden iſt, damit ihnen das notwendige 
Rohmaterial nicht entzogen werde. Dieſem Wunſche wird man aber wohl 
kaum entſprechen, da ihm die Intereſſen des Getreidehandels und der 
Landwirtſchaft entgegenſtehen. Jedenfalls erſcheint es aber angeſichts 
der Schwierigkeiten, mit denen unſere Mühlen zu kämpfen haben 
nicht angebracht, daß man dieſe Induſtrie mit einer Umſatzſteuer 
beglücken will. 

Die übrigen induſtriellen Betriebe unſeres Bezirks waren durch— 
weg recht gut beſchäftigt. So berichten die Maſchinenfabriken, daß es 
ihnen nicht immer möglich geweſen ſei, die Aufträge auszuführen, da 
die Arbeitskräfte mangelten und die Beſchaffung des Rohmaterials 
auch ſchwierig war. Über Arbeitermangel wird überhaupt von allen 
Seiten geklagt, und zwar fehlten im Berichtsjahre nicht nur die ge— 
lernten Arbeiter, was ja eine ſtändige Klage unſerer Induſtrie iſt, 
ſondern auch die ungelernten. 
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Da die Bautätigkeit überall, mit Ausnahme von Kulm, wo ein 
Überfluß an leeren Wohnungen vorhanden ijt, recht intenjiv war, 
hatten Schneidemühlen und Ziegeleien reichlich zu tun. Die Ziegeleien 
benutzten die Gunſt der Zeit, die Preiſe etwas zu ſteigern und vor 
allen Dingen die früher üblichen langen Kreditfriſten zu beſchneiden. 
Die Seifenfabriken haben endlich, gedrängt Durch die erheblichen 
Preisſteigerungen der Rohmaterialien, Preisverabredungen getroffen, 
und es ſcheint auch Ausſicht vorhanden zu ſein, daß eine förmliche 
Konvention zuſtande komme. 

In verhältnismäßig kurzer Zeit haben hier drei Honigkuchenfabriken 
ihren Betrieb einſtellen müſſen. Wer darnach den Stand unſerer altein— 
geſeſſenen Honigkucheninduſtrie bemeſſen wollte, würde ſich einer ſchweren 
Täuſchung hingeben, denn es handelte ſich bei dieſen drei Betrieben 
um ganz junge Unternehmungen, die mit unzureichenden perſönlichen 
und ſachlichen Mitteln gegründet waren. Unſere alten Fabriken, von 
denen die eine bereits über 150 Jahre beſteht, die andere in dieſem Jahre ihr 
50 jähriges Jubiläum feiern konnte, blühen nach wie vor und haben 
trotz der zunehmenden Konkurrenz ihren Abſatz ſtändig vermehren können. 

Die große Zuckerfabrik in Culmſee hat ihre Leiſtungsfähigkeit nach 
dem Brande nicht unerheblich geſteigert, denn es konnten in der letzten 
Kampagne im Durchſchnitt in 24 Stunden 51 118 Zentner Rüben ge— 
gen 47036 im Vorjahre verarbeitet werden. Es befindet ſich augen— 
blicklich eine Schnitzeltrocknungsanlage im Bau. Wenn auch für die 
nächſten Jahre der Rübenanbau in unſerem Bezirke noch auf der bis— 
herigen Höhe beſtehen bleiben wird, ſo iſt doch zu befürchten, daß infolge 
des zunehmenden Mangels an Arbeitern und der Aufteilung der großen 
Güter durch die Anſiedlungskommiſſion der Anbau allmählich zurückgehe. 

Wie die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion in ihrer Verquickung 
mit der Raiffeiſenorganiſation nachteilig auf unſer Wirtſchaftsleben, be— 
ſonders auf den Getreide-, Futtermittel',, Düngemittel- und Sämereien— 
handel einwirkt, haben wir ja ſchon wiederholt ausgeführt. Die Be— 
ſtrebungen des Verbandes der amtlichen Handelsvertretungen Poſens 
und Weſtpreußens, hierin ſowie in der Bevorzugung der landwirtſchaft— 
lichen Genoſſenſchaften überhaupt eine Anderung zu erzielen, ſind leider 
erfolglos geblieben. Wir ſind jedoch überzeugt, daß das namentlich hier 
im Oſten ſo ſchädliche Zurückdrängen des Handels im letzten Ende doch 
nur zum Nachteil der Landwirtſchaft ausſchlagen muß. Die Zeit wird 
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uns Recht geben, wie ſie dies bereits bei dem genoſſenſchaftlichen Ge— 
treidelagerhausbetrieb getan hat. 

Was die hauptſächlichſten Handelszweige anbetrifft, jo hatten die 
Kolonial- und Textilwarengeſchäfte guten Abſatz, wenn es den letzteren 
auch nicht immer gelang, beim Verkauf den geſtiegenen Einkaufspreiſen 
entſprechende Preiſe zu erzielen. Beim Eiſenhandel war die Aufnahme— 
fähigkeit des Konſums groß, und infolge der Knappheit der Waren 
konnten die erhöhten Preiſe ohne Schwierigkeit durchgeſetzt werden. Die 
Zahlungseingänge ließen allerdings viel zu wünſchen übrig. Im Kohlen— 
handel konnte der Nachfrage nach Kohlen zeitweiſe nicht entſprochen werden. 
Die Preiſe ſtiegen, und ſelbſt das Frühjahr brachte nicht die üblichen ermäßig— 
ten Sommerpreiſe; es wurden vielmehr die Winterpreiſe aufrechterhalten. 

Der Verkehr mit Rußland iſt durch die dort herrſchenden Unruhen 
weniger geſtört worden, als man von vornherein anzunehmen geneigt 
war. Der Export, bei dem es ſich freilich nur im geringen Grade um 
Waren aus unſerem Bezirk handelt — war namentlich nach dem innern 
Rußland, weniger nach Ruſſiſch-Polen — lebhaft, wenn auch durch den 
neuen Eiſenbahnübergang Skalmierſchütz-Kaliſch ein Teil des Verkehrs 
von der alten Linie Thorn-Alexandrowo abgelenkt wird. 

Beim Bezug ruſſiſcher Futtermittel ſtellten ſich auch im Berichts— 
jahre wieder die alten Übelſtände ein, daß wegen Wagenmangels, 
der dieſes Mal hauptſächlich auf die Verſendung von Getreide nach 
den ruſſiſchen Notſtandsbezirken zurückzuführen iſt, große Mengen auf 
den Abgangsſtationen eingelagert werden mußten. Dazu kam noch eine 
Steigerung der ruſſiſchen Transportpreiſe um 10%. Unſere wiederholten 
Klagen über die ungenaue Verwiegung der Futtermittelſendungen in 
Alexandrowo hat im vergangenen Sommer zu einer Konferenz in Thorn 
geführt, an der ſich Vertreter deutſcher und ruſſiſcher Eiſenbahnverwal— 
tungen und deutſcher Handelskammern beteiligten. In dieſer Konferenz 
erklärten ſich die Vertreter der Warſchau — Wiener Eiſenbahn bereit, das 
in Ottlotſchin ermittelte Bruttogewicht und die in Thorn feſtgeſtellte 
Wagentara anzuerkennen. Seit dem 1. Juni 1907 finden nun die 
Verwiegungen in Ottlotſchin ſtatt. 

Die Zufuhr ruſſiſcher und galiziſcher Hölzer auf der Weichſel über- 
ſtieg die ſchon ſehr bedeutende Einfuhr des Jahres 1905 noch um 
etwa 200 Traften. Dieſe großen Holzmengen konnten natürlich, ſoweit 
ſie nach Weſten beſtimmt waren, nur allmählich in den Brahnauer 
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Hafen eingeſchleuſt werden, und die Weichſel war daher von der Grenze 
bis zur Hafeneinfahrt ſtets mit Holz belegt, ſo daß die nach Danzig be— 
ſtimmten Traften ſich nur mühſam einen Weg hindurch bahnen konnten. 
Unter dieſen Umſtänden war es kein Wunder, daß im September einige 
vom Hochwaſſer losgeriſſene Traften etwa 130 Traften mitriſſen und 
großenteils zerſchmetterten, wodurch dem Holzhandel, trotzdem der größte 
Teil der Hölzer geborgen werden konnte, ein Verluſt von über 1 Million 
Mark entſtand. Dieſes Unglück wäre vermieden worden, wenn der 
Holzhafen bei Thorn ſchon hätte fertig ſein können. Der Bau iſt aber 
erſt im Herbſt vorigen Jahres in Angriff genommen worden und der 
Hafen kann daher früheſtens im Jahre 1909 dem Verkehr übergeben 
werden, zumal da ein Teil der Arbeit durch das Frühjahrshochwaſſer 
wieder vernichtet worden iſt. Die Danziger Firma, die den Bau für 
1600000 ME. übernommen hatte, hat ſich deshalb auch veranlaßt geſehen, 
dieſen gegen eine Zuzahlung v. 350000 Meiner Dirſchauer Firma abzutreten. 

Außer dem Holzhafen befindet ſich von größeren, für unſeren 
Verkehr wichtigen Projekten noch der Bahnhof Mocker im Bau, der 
auch im Jahre 1909 eröffnet werden ſoll. Wann die bereits bewilligte, 
langerjehnte Bahn Unislaw — Thorn in Angriff genommen werden ſoll, 
iſt noch unbeſtimmt, da der Militärfiskus Forderungen geſtellt hat, die 
nicht erfüllt werden können. Wir hoffen jedoch, daß auch dieſe Bahn 
mit Fertigſtellung des Bahnhofs Mocker in Betrieb geſetzt werden wird. 
Unſerem Wunſche, daß die Kleinbahn Thorn — Scharnau beim Pilz 
endigen und mit der Uferbahn verbunden werden ſollte. haben ſich 
unüberwindliche Schwierigkeiten entgegengeſtellt, und die Bahn ſoll 
daher nördlich an Thorn vorüber in den neuen Bahnhof Mocker ein— 
geführt werden. 

Als weitere Projekte, deren Zuſtandekommen im Intereſſe unſeres 
Verkehrs dringend erwünſcht iſt, nennen wir noch: eine neue Weichſel— 
brücke bei Thorn, eine Eiſenbahnverbindung von Neumark nach Zajons— 
kowo, die Errichtung einer Halteſtelle in der Nähe von Lautenburg 
und die Erweiterung des Poſtamtes Culmſee. Bei dem Poſtamt 
in Culmſee handelt es ſich allerdings nicht nur um eine räumliche 
Erweiterung, ſondern auch um eine Verſtärkung des Perſonals, das 
jetzt den ſtändig zunehmenden Verkehr kaum noch bewältigen kann. 

Zum Schluß möchten wir noch mit Befriedigung feſtſtellen, welch 
lebhaftes Intereſſe für die neugegründete Handelsſchule in unſerer 
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Kaufmannſchaft vorhanden iſt. Als es ſich herausſtellte, daß der Kurſus 
für junge Leute nur ungenügend beſucht wurde, erklärte ſich, nachdem 
wir die Angelegenheit in einer Verſammlung hieſiger Kaufleute zur 
Sprache gebracht hatten, ſofort eine größere Anzahl der bedeutendſten 
Firmen unſerer Stadt bereit, allen denjenigen Lehrlingen, die die 
Handelsſchule ein Jahr mit Erfolg beſucht haben, dieſes Jahr auf die 
Lehrzeit anzurechnen, auch wurde ſofort ein größerer Fonds zur Unter— 
ſtützung von Handelsſchülern gezeichnet. Die guten Folgen ſind nicht 
ausgeblieben, denn ſchon jetzt hat ſich für den im Herbſt beginnenden 
Kurſus eine genügende Anzahl junger Leute gemeldet. 

Nachdem es jetzt allgemein bekannt geworden iſt, welchen Wert 
unſere Kaufmannſchaft auf eine gute Vorbildung des jungen Nach— 
wuchſes legt, iſt wohl anzunehmen, daß der Beſuch der Handelsſchule ſich 
von Jahr zu Jahr ſteigert. Man darf aber auch die Erwartung aus— 
ſprechen, daß die jungen Leute, denen jetzt in den öſtlichen Provinzen 
durch Begründung verſchiedener Lehranſtalten Gelegenheit gegeben iſt, 
ſich eine gute Vorbildung für ihren praktiſchen Beruf zu verſchaffen, es 
als eine Ehrenpflicht empfinden, das hier Gelernte möglichſt auch im 
Oſten zu verwerten, denn der Oſten braucht tüchtige, gut vorgebildete 
Männer, wenn er hinter dem Weſten nicht allzu ſehr zurück bleiben ſoll. 

Wir bemerken noch, das wir die Vierteljahresberichte, die wir ſeit 
einem Jahre herausgeben, künftig allen denjenigen, die bisher unſere 
Jahresberichte empfingen, ſofort nach Erſcheinen zugehen laſſen werden. 
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Bericht 


der Handelskammer zu Thorn 
für die Monate Mai, Juni u. Juli 1906. 


I. Bekanntmachungen. 


1. Bierteljahresberichte. 


Wir haben beſchloſſen, künftig alle Vierteljahre einen Bericht über 
die Tätigkeit der Handelskammer nebſt einer Überſicht über Gang und 
Lage der Hauptgeſchäftszweige unſres Bezirks zu veröffentlichen. Allen 
denjenigen, die bisher unſre Jahresberichte erhielten, werden auf Wunſch 
die Vierteljahresberichte zugehen, wogegen wir ihnen dann die Jahres— 
berichte, die fernerhin nur aus je vier zuſammengehefteten Vierteljahres⸗ 
berichten beſtehen werden, nicht mehr überſenden werden. 

Thorn, den 3. Auguſt 1906. 


Die Handelskammer zu Thorn. 
Emil Dietrich. 


2. Verlegung der Geſchäftsräume. 

Unſere Geſchäftsräume befinden ſich jetzt im Erdgeſchoß unſeres 
Hauſes, Seglerſtraße 1. Sie ſind geöffnet: Vormittags von 9 bis 1 
Uhr, Nachmittags von 3 bis 7 Uhr. 

Thorn, den 3. Auguſt 1906. 

Die Handelskammer zu Thorn. 
Emil Dietrich. 


3. Bezirkseiſenbahnrat. 

Anträge, die auf die Tagesordnung der im November jtattfin- 
denden Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats kommen ſollen, müjjen von 
unſerm Vertreter ſpäteſtens bis zum 15. Oktober eingereicht werden. 
Wir bitten daher, uns etwaige Anträge, die aber ausführlich begründet 
ſein müſſen, bis zum 1. Oktober zugehen zu laſſen. 

Thorn, den 3. Auguſt 1906. 

Die Handelskammer zu Thorn. 
Emil Dietrich. 


4. Vereidigung. 

In unſrer Vollſitzung vom 7. Juli haben wir Herrn Emil 
Kaſchik in Thorn auf die von uns erlaſſenen Vorſchriften als Holz— 
meſſer vereidigt und öffentlich angeſtellt. 

Thorn, den 3. Auguſt 1906. 


Die Handelskammer zu Thorn. 
Emil Dietrich. 


5. Gutachten. 
Gutachten an Private erteilen wir nur inſoweit, als ſie Handels— 
gebräuche betreffen, die von uns bereits feſtgeſtellt worden ſind. 
Thorn, den 3. Auguſt 1906. 


Die Handelskammer zu Thorn. 
Emil Dietrich. 


II. Sitzungsbericht. 
Niederſchrift über die Vollſitzung vom 
7. Juli. i 
Anweſend die Herren: Stadtrat Dietrich, Bankdirektor Aſch, Wolff, 
Houtermans, Stadtrat Laengner, Gukſch, Roth, Kittler, 
Direktor Berendes, Schultze, Peters, Bauer, Wagner, 
Majewski, Cohn, Landshut; Voigt. 
Entſchuldigt fehlen die Herren: Stadtrat Schwartz, Born, Rawitzki, 
Michalowitz. 
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1. Kauf, Ambau und Vermiekung des Hauſes Seglerſlr. 1. 


Die letzte Plenarverſammlung hatte der Ständigen Kommiſſion 
bezüglich des anzukaufenden Hauſes Seglerſtraße 1 Vollmacht gegeben, 
die Finanzierung vorzunehmen, die Reparaturen und Umbauten aus— 
zuſchreiben und die Mietsverträge abzuſchließen. Der Vorſitzende teilt 
mit, daß die Kommiſſion den Auftrag, wie folgt, ausgeführt hat: 

1. Der Kaufpreis von 60000 Mk. iſt aufgebracht worden 

a. durch Aufnahme einer Anleihe von 40000 Mk. von Frau 

\ Kreisarzt Steger. Die Schuld jteht als 4prozentige Hypo: 

thek auf dem Haufe; 

\ b. durch Entnahme von 20000 Mk. aus der Handelskammer⸗ 

Nebenkaſſe. 

Außerdem ſind durch den Kauf noch Kojten in Höhe von 897 
Mark erwachſen, die ebenfalls aus der Nebenkaſſe gedeckt 
worden ſind. 

2. Die Reparaturen und Umbauten ſind Herrn Conrad Schwartz 
übertragen worden. Die endgültigen Beträge ſtehen noch 
nicht feſt. Annähernd werden folgende Koſten entſtehen: 

a. Reparaturen und Umbauten im Innern des Hauſes 4850 M. 


b. Anſtrich der Faſſade 660% 
e Gasleitung: f 00 
d. Anſchaffung von Mobiliar . . . 300 


Insgeſamt 6300 M. 

3. Das erſte Stockwerk und der Keller unter dem Vorderhauſe 
iſt an Herrn Hermann Borchardt für 1600 Mk, das 2. Stod- 

werk an Herrn A. Kittler für 1075 Mk. vermietet worden. 

Die Räume im Erdgeſchoß des Hinterhauſes ſind dem Vor— 

arbeiter Lorenz Szepankiewicz mietsfrei überlaſſen worden, 

wofür ſich dieſer verpflichtet hat, die Geſchäftsräume der 

Handelskammer zu reinigen und zu heizen ſowie das Amt 

0 eines Vizewirts zu übernehmen. 


2. Prüfung der Jahresrechnungen. 


4 Die Jahresrechnungen der Handelskammer ſollen von den 
Herren Aſch und Wolff, die in der nächſten Vollſitzung über den 
Befund Bericht erſtatten werden, geprüft werden. 


| 3. Haushaltungsplan für das Jahr 1906. 
* Der Haushaltungsplan für 1906 wird in folgender Form an— 


genommen: 
1 
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Einnahme Ausgabe 

Mk. Mk. 
J. Überſchüſſe aus der 1. Gehalt. . 6795,—- 

Lagerhausverwaltung 1844,82 II. Jahres- und Viertel⸗ 
II. Schreibgebühren . . 150,— jahresberichte .. 1250, — 
III. Handelskammerbei— III. Bortofojten . . . 250,.— 
träge (18 %8 der Ge— IV. Beiträge an Vereine rc. 1200,.— 

werbeſteuer) .. 1760,18 V. Unkoſten für das Haus 
Geglerftr.. . . . 1000,— 
VI. Schreibhülfe .  460,— 


VII. Reiſekoſten, Diäten 600,.— 
VIII. Kopialien, Bücher, 


Inſerate . . .1200,— 
IX. Insgemein .. 1000,— 
13755,-— | 13755, — 


4. Bildung eines neuen Wahlkreifes. 


Der kaufmänniſche Verein Merkur in Culmſee hat beantragt, den 
Landkreis Thorn zu einem ſelbſtändigen Wahlbezirk zu geſtalten mit 
der Berechtigung, zwei Mitglieder zur Handelskammer zu wählen. 

Dem Antrage ſoll dann entſprochen werden, wenn der Herr 
Handelsminiſter die Zahl der Handelskammermitglieder von 20 auf 
22 erhöht, was allerdings nach den geſetzlichen Beſtimmungen aus— 
geſchloſſen erſcheint. Immerhin ſoll ein Verſuch durch entſprechenden 
Antrag gemacht werden. 


5. Verwaltungsbericht der Reichsbank für 1905. 


Herr Bankdirektor Aſch referiert über den Verwaltungsbericht der 
Reichsbank für das Jahr 1905. 

Von dem Referat des Herrn Bankdirektor Aſch über den Ver— 
waltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1905 wird Kenntnis 
genommen. 


6. Vereidigung. 
Herr Emil Sittenfeld hat beantragt, ihn als Bücherreviſor zu 
vereidigen. 
Die Angelegenheit muß vertagt werden, da Herr Sittenfeld nicht 
erſchienen iſt. 
Herr Emil Kaſchik hat gebeten, ihn als Holzmeſſer zu vereidigen. 
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Herr Kaſchik wird von dem Vorſitzenden als Holzmeſſer auf die 
von der Handelskammer erlaſſenen Vorſchriften vereidigt. Uber die 
Vereidigung wird ein beſonderes Protokoll aufgenommen. 


7. Abendzug Voſen Thorn. 

Herr Wolff ſtellt den Antrag, die Kammer möge für die Ein— 
legung eines Abendzuges von Poſen nach Thorn eintreten, der von 
Poſen abends gegen 11 Uhr abgeht. 

Der Antrag wird angenommen. Die Ständige Kommiſſion ſoll 
aber zunächſt darüber beraten, welche Lage der zu beantragende Zug 
erhalten ſoll. 


8. Einlegung eines neuen Zuges von Schneidemühl nach Vromberg. 

Herr Bankdirektor Aſch bittet, bei der Königl. Eiſenbahndirektion 
zu Bromberg den Antrag zu ſtellen, daß der Zug 27, der jetzt nur 
zwiſchen Bromberg und Thorn verkehrt, von Schneidemühl abgelaſſen 
werde und zwar jo, daß er Anſchluß an den 133 in Schneidemühl von 
Berlin eintreffenden Zug D 1 erhält. 

Der Antrag ſoll der Eiſenbahndirektion Bromberg unterbreitet 
werden. 

9. Bezirkseifenbaßnrat. 

Über den Verlauf der letzten Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats, 
die in Königsberg ſtattfand, berichtete der Vorſitzende. 

10. Deutſcher Handelstag. 

Der Sekretär berichtet über die letzte Plenarverſammlung des 
Deutſchen Handelstags, die am 19. und 20. Februar in Berlin jtatt- 
fand und bei der die Kammer durch den Vorſitzenden und den Sekretär 
vertreten war. 


11. Sitzung des Verbandes der amtlichen Handelsvertretungen 
Voſens und Weſtpreußens. 

Der Vorſitzende teilt mit, daß im Herbſte eine Sitzung des Ver— 
bandes der amtlichen Handelsvertretungen Poſens und Weſtpreußens 
ſtattfinden wird. Die Kammer hat gebeten, auf die Tagesordnung 
die Abänderung des Mühlenregulativs zu ſetzen. 

Nach dem Vorſchlage der Handelskammer zu Poſen ſollen ferner 
noch folgende Punkte auf die Tagesordnung der Verbandsſitzung 
geſetzt werden: 

1. Verhandlungen im Handelstag über die Vorſchläge bezüglich 
der Abänderung der die Genoſſenſchaften betreffenden 
Geſetzgebung. 
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2. Wahl der geſchäftsführenden Körperſchaft. 

3. Vorbildliche Geſchäftsbedingungen für den Kartoffelhandel. 

4. Im Verbandsgebiete beſtehende Ausnahmetarife für Ge— 
treide und Mehl. 

5. Fahrplanwünſche.“ 


III. Verhandlungen der Handelskammer, 
1. Einrichtungen für Handel und Imduflrie. 


Verhängung der Schaufenſter an Sonn⸗ 
und Feiertagen. 


Im Oktober 1905 hatten wir in einer an den Herrn Ober— 


präſidenten in Danzig gerichteten Eingabe (Jahresbericht für 1905, 
Seite 22 ff.) gebeten, die Polizeiverordnung, wonach Schaufenſter während 
des Hauptgottesdienſtes zu räumen oder zu verhängen ſind, aufzu— 
heben. Darauf iſt uns unter dem 16. Juni nachſtehender Beſcheid 
zugegangen: 


„Nach eingehender Prüfung der obwaltenden Verhältniſſe teile 


ich der Handelskammer ergebenſt mit, daß ich mich nicht veranlaßt 

finden kann, eine Abänderung der Polizeiverordnung vom 31. Juli 

1896, betreffend die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage, 

in dem dortſeits gewünſchten Sinne in die Wege zu leiten.“ 
Arbeitszeit in Nontoren. 


Der Beirat für Arbeiterſtatiſtik hat in ſeiner Sitzung vom 5. Juli 


1905 folgende, auf eine geſetzliche Regelung der Arbeitszeit in Kon— 
toren dringende Beſchlüſſe gefaßt: 


J. In Kontoren und ſonſtigen kaufmänniſchen Betrieben, die nicht 
mit offenen Verkaufsſtellen verbunden ſind, iſt den Gehilfen, 
Lehrlingen und Arbeitern nach Beendigung der täglichen 
Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 11 
Stunden zu gewähren. 

Innerhalb der Arbeitszeit muß den Gehilfen, Lehrlingen 
und Arbeitern eine Mittagspauſe gewährt werden. 

Für Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter, die ihre Haupt— 
mahlzeit außerhalb des die Geſchäftsſtelle enthaltenden Ge— 
bäudes einnehmen, muß dieſe Pauſe mindeſtens 1½ Stunden 
betragen. 

Dauert die tägliche Beſchäftigung höchſtens 8 Stunden, 
ſo kann die Pauſe auf ½ Stunde herabgeſetzt werden. 
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II. Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung: 

1. auf Arbeiten, die zur Verhütung des Verderbens von 
Waren unverzüglich vorgenommen werden müſſen; 

2. für die Aufnahme der geſetzlich vorgeſchriebenen Inventur 
ſowie bei Neueinrichtungen und Umzügen; 

3. außerdem an jährlich höchſtens 30 von dem Geſchäftsinhaber 
unter entſprechenden Kontrollmaßregeln zu beſtimmenden 
Tagen, jedoch mit der Maßgabe, daß in dieſen Fällen die 
nach der Beendigung der täglichen Arbeitszeit den Gehilfen, 
Lehrlingen und Arbeitern zu gewährende ununterbrochene 
Ruhezeit auf mindeſtens 8 Stunden feſtgeſetzt wird. 

Dem Bundesrate bleibt vorbehalten, für einzelne Ge— 
ſchäftszweige noch weitere Ausnahmen zu geſtatten. 

II. Den Gehilfen im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen ſind 
Prokuriſten und Handlungsreiſende nicht zuzurechnen. 

IV. Die Vorſchriften der SS 139 g, 139 h und 139 i der Ge- 
werbeordnung finden auf die Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter 
in Kontoren, die nicht mit offenen Verkaufsſtellen verbunden 
ſind, entſprechende Anwendung. 

V. In Kontoren und kaufmänniſchen Betrieben, die nicht mit 
offenen Verkaufsſtellen verbunden ſind, dürfen Gehilfen, Lehr— 
linge und Arbeiter an Sonn- und Feiertagen nicht beſchäftigt 
werden. Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde oder 
eines weiteren Kommunalverbandes ($ 142 G. O.) kann dieſe 
Beſchäftigung für alle oder einzelne Zweige dieſer Betriebe 
bis zu 2 Stunden geſtattet werden.“ 

Dieſe Beſchlüſſe veranlaßten uns, dem Herrn Miniſter für Handel 
und Gewerbe unter dem 25. Mai die nachſtehende Eingabe zu 
unterbreiten: 

„Ew. Exzellenz bitten wir gehorſamſt, dahin wirken zu wollen, 
daß ſich die preußiſche Staatsregierung gegen die Beſchlüſſe des Beirats 
für Arbeiterſtatiſtik, wonach eine Regelung der Arbeitszeit in Kontoren 
ſtattfinden ſoll, erklärt. Wir ſind, wohl in Übereinſtimmung mit den 
meiſten, wenn nicht mit allen deutſchen Handelsvertretungen, der An— 
ſicht, daß für die vorgeſchlagene Beſchränkung der Arbeitszeit keinerlei 
Bedürfnis vorliegt, daß eine ſolche Regelung ohne Zweifel aber geeignet 
wäre, dem deutſchen Handel weſentliche Schädigungen zuzufügen. Auch das 
Ergebnis der erſten Erhebung über die Verhältniſſe der in Kontoren 
Angeſtellten durch die Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik ſpricht für unſere 
Anſicht, denn als das Reſultat dieſer Umfrage dem Beirate für Ar— 


beiterſtatiſtik vorgetragen wurde, erklärte der Referent ſelbſt, daß ſich 
daraufhin” die Forderung nach geſetzlicher Regelung der Kontorzeit 
unmöglich begründen laſſe. Es gelang dann der von neuem ein— 
ſetzenden Agitation der Hendlungsgehilfenvereine, den Beirat zur Vor— 
nahme einer neuen Erhebung zu veranlaſſen, wobei neben einer Reihe 
von Handelskammern hauptſächlich die Handlungsgehilfenvereine zu 
Worte kamen, deren Wünſchen nachgebend, der Beirat die bekannten 
Beſchlüſſe gefaßt hat. 

Wie wenig übrigens der Agitation der Handlungsgehilfen durch 
dieſe Beſchlüſſe begegnet wird, zeigt u. a. der Verlauf einer Verſammlung 
in Thorn, wobei der Verein der deutſchen Kaufleute O- V. Thorn ſich 
ſpeziell mit den Beſchlüſſen des Beirats für Arbeiterſtatiſtik befaßte 
und erklärte, daß der Entwurf den Wünſchen und Forderungen der 
Handlungsgehilfen in keiner Weiſe gerecht würde. Es wurde in dieſer 
Verſammlung folgende Reſolution angenommen: 

1. „Geſetzliche Feſtlegung der völligen Sonntagsruhe ohne jedwede 
Ausnahme, es ſei denn, daß es ſich um Notarbeiten im 
öffentlichen Intereſſe (Mobilmachung uſw.) § 105 c, Abſ. 1 
R. G. O. handelt. 

2 Eine 13ſtündige ununterbrochene Ruhezeit bei einem Höchſt— 
arbeitstage von 9 Stunden und einer 2ſtündigen Mittags— 
pauſe. 

Bei ungeteilter (engliſcher) Arbeitszeit ein Höchſtarbeitstag 
von 8 Stunden einſchließlich einer halbſtündigen Mittagspauſe. 

4. Bei weiblichen und männlichen Angeſtellten unter 18 Jahren 
iſt der Höchſtarbeitstag um je eine Stunde pro Tag zu ver— 
ringern. 

5. Ausnahmen ſind in den im § 105 c, Abſ. 1 und 2 der 
Reichs⸗Geſetz-Ordnung feſtgelegten Fällen zu geſtatten, doch 
iſt die Höchſtzahl der Ausnahmen auf 10 Tage pro Jahr 
feſtzuſetzen. 

6. Geſetzliche Feſtlegung eines ununterbrochenen Jahresurlaubs 
von 14 Tagen nach einjähriger Tätigkeit bei der gleichen 
Firma, ſteigend für jedes weitere Jahr der Beſchäftigung bei 
der gleichen Firma um 1 Woche bis zur Höchſtzahl von 4 
Wochen, ohne Gehaltsabzug.“ 

Man ſieht daraus deutlich, wie die Organiſation der Gehilfen 

dieſe ſelbſt drängt, immer neue Anträge zu ſtellen, ohne daß dabei 
irgendwelche Rückſicht auf das Geſchäftsintereſſe genommen wird. 
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Für die Handlungsgehilfenvereine ſteht die Agitation im Vorder— 
grunde, und es läßt ſich daher leicht ermeſſen, welches Ergebnis die 
Befragung dieſer Verbände haben muß. Wir haben bald nach dieſer 
Verſammlung eine Reihe von Handlungsgehilfen zu einer Beſprechung 
eingeladen, um ihre Wünſche über eine Beſchränkung der Kontorzeit 
zu vernehmen. Das Ergebnis war ein vollſtändig anderes. Es wurde 
zunächſt feſtgeſtellt, daß die regelmäßige Arbeitszeit an den Wochen— 
tagen von 8—1 und von 3—7 höchſtens bis 8 Uhr dauere, daß aber 
allerdings zu Zeiten etwa 1 Stunde länger gearbeitet werden müſſe. 
Die Mittagspauſe betrug bei allen Befragten 2 Stunden. Am Sonn— 
tag wird nur 1—1 ½ Stunde und zwar meiſt von 11—12 und 12½ 
Uhr gearbeitet. In ſehr vielen Geſchäften wird ein regelmäßiger Urlaub 
erteilt, in einigen allerdings nur auf beſonderen Wunſch. Es wurde 
von allen Erſchienenen zugegeben, daß von einer Überlaſtung nicht 
geſprochen werden könne, und daß auch die zu Zeiten geforderte 
Überarbeit gerne geleiſtet werde, weil man einſehe, daß ſie im Ge— 
ſchäftsintereſſe unbedingt erforderlich ſei. Für eine geſetzliche Regelung 
der Arbeitszeit ſprach ſich nur ein Drittel der Anweſenden aus, und 
auch dieſe wünſchen nur die Feſtſetzung vollſtändiger Sonntagsruhe, 
dagegen ſprachen ſich allerdings alle dafür aus, daß jährliche Ge— 
währung eines mehrwöchigen Urlaubes geſetzlich angeordnet werden 
möge. 

Die Angaben der von uns befragten Handlungsgehilfen über 
die tägliche Arbeitszeit, die Mittagspauſe und die Sonntagsarbeit ent— 
ſprechen nach den Erfahrungen unſerer Mitglieder den Tatſachen, und 
es geht daraus hervor, daß in normaler Zeit jetzt größere Ruhepauſen 
gewährt werden, als ſie der Beirat für Arbeiterſtatiſtik für notwendig 
hält. Trotzdem wäre eine geſetzliche Feſtlegung der Kontorzeit auch 
nur in dieſen Grenzen im höchſten Grade bedenklich. Es könnte dies 
leicht zu einer Störung des jetzt faſt überall vorhandenen guten Ein— 
verſtändniſſes zwiſchen Prinzipal und Angeſtellten führen. Geſchäfts— 
intereſſe und Gehilfenintereſſe ſind jetzt glücklicherweiſe faſt überall eins. 
Der Handlungsgehilfe ſucht die ihm übertragenen Arbeiten im Intereſſe 
des Geſchäfts ſchnell und gut zu erledigen, wobei er einige Mehrarbeit 
nicht ſcheut oder ſie durch intenſivere Arbeit unnötig macht. Durch 
die geſetzliche Feſtlegung der Arbeitszeit würde ſich eine Annäherung 
an das Niveau des Lohnarbeiters ergeben. Dabei tritt das Günſtige 
des Strebens nach einem gemeinſchaftlichen Ziele in den Hintergrund 
und das Mechaniſche der Arbeit gewinnt die Oberhand. Dies würde 
eine erhebliche Verſchlechterung des Bildungsganges für die Kontor— 
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gehilfen, die doch meiſt ihre Stellung nur als Durchgangsſtufe für 
eine ſelbſtändige Tätigkeit anſehen, bedeuten. 

Daß die Kontorarbeit ſich nicht das ganze Jahr hindurch gleich— 
mäßig vollzieht und es daher bei geſetzlicher Feſtlegung der Arbeitszeit 
nötig ſein würde, gewiſſe Ausnahmen zu gewähren, hat ja auch der 
Beirat für Arbeiterſtatiſtik anerkannt, indem er neben den Not- und 
Inventurarbeiten noch 30 Ausnahmetage zulaſſen will. Dieſe 30 Tage 
mögen ja für einen Teil der Kontorgeſchäfte genügen, ein großer Teil 
wird aber damit nicht auskommen können. Für das Perſonal aber liegt 
in dieſem Bedürfnis nach einer größeren Anzahl von Ausnahmetagen 
ſchon deshalb nichts Bedenkliches, weil von der Mehrarbeit in der 
Regel nur ein Teil der Angeſtellten getroffen wird und namentlich in 
den größeren Geſchäften die Gehilfen abwechſelnd damit betraut 
werden. 

Vorausſehen läßt ſich die Zeit der Mehrarbeit aber nur in den 
ſeltenſten Fällen. Häufig wird es ſich erſt am Schluß des Tages er— 
geben, daß noch gewiſſe Arbeiten eilig erledigt werden müſſen, ſo daß 
es dem Geſchäftsinhaber unmöglich iſt, die Ausnahmetage im voraus 
zu beſtimmen. Die Mehrarbeit muß aber von dem eigenen Perjonal 
erledigt werden, denn um ſie ſachgemäß vollziehen zu können, muß 
eine durch längere Tätigkeit erworbene Vertrautheit mit den inneren 
Geſchäftsvorgängen vorhanden ſein, und es iſt ſchon deshalb ausge— 
ſchloſſen, daß ſich die Geſchäfte durch vorübergehende Anwerbung 
fremder Arbeitskräfte helfen. Zudem ſind namentlich hier im Oſten 
arbeitsloſe Gehilfen nur ſelten vorhanden, und es wäre auch ein 
trauriger Erfolg, wenn ſich infolge der Beſchränkung der Arbeitszeit 
ein Gehilfenſtand bilden würde, der nur Gelegenheitsarbeit vollzöge. 
Gegen die Heranzüchtung eines ſolchen kaufmänniſchen Proletariats 
müßte man ſich doch ſchon im Intereſſe einer geſunden ſozialen Ent— 
wickelung mit aller Energie wehren. Es muß eben das eigene Perjonal 
ſtets ſo viel Elaſtizität beſitzen, eine vorübergehende Mehrarbeit zu er— 
ledigen, wofür dann auch zu anderen Zeiten der Beſchäftigungsgrad 
geringer iſt. 

Auch die Sonntagsarbeit, die ſchon jetzt gering genug iſt, läßt 
ſich ohne Schädigung des Geſchäftes nicht ganz entbehren. Die ein— 
gegangenen Briefſchaften müſſen durchgeſehen, eilige Sachen erledigt, 
Anordnungen für den Montag getroffen werden und a. m. Aus 
dieſer kurzen Beſchäftigung erwachſen den Angeſtellten gewiß keine 
nennenswerten Nachteile, zumal da jeder einſichtige Prinzipal auf 
Wunſch von Zeit zu Zeit Einzelne von der Sonntagsarbeit entbindet. 
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Ein großer Teil der Prinzipale gewährt aber noch mehr, indem er 
jährlich ſeinem Perſonal einen mehrwöchigen Urlaub bewilligt. 

Es ſteht ſonach feſt, daß ein Bedürfnis nach geſetzlicher Regelung 
der Kontorzeit nicht vorhanden iſt, daß aber eine ſolche Beſchränkung 
die Bewegungsfreiheit des deutſchen Großgewerbes hemmen und 
Handel und Induſtrie an der ſchnellen Ausnutzung der vorhandenen 
Konjunkturen verhindern würde. Wir geben uns daher der Hoffnung 
hin, daß es Ew. Exzellenz gelingen werde, die dem Handel und In— 
duſtrie drohende Schädigung abzuwehren.“ 


S Ahr⸗Ladenſchlußz. 


Die Abſtimmung über den 8 Uhr-Ladenſchluß, die im Herbſte v. J. 
in Thorn ſtattfand, ergab eine / Mehrheit für alle Geſchäfte mit 
Ausnahme der Nahrungsmittel- und der Tabakbranche. Trotzdem 
lehnte es der Herr Regierungs-Präſident ab, den 8 Uhr-Ladenſchluß 
für die Geſchäftszweige mit / -Mehrheit anzuordnen, indem er unter 
dem 23. März verfügte: 

„Die Abſtimmung über den Antrag auf Einführung des 8 Uhr— 
Ladenſchluſſes für alle dortigen offenen Verkaufsſtellen hat eine 2/,- 
Mehrheit nur für einen Teil der beteiligten Geſchäftsbranchen ergeben. 

Ich muß es unter dieſen Umſtänden ablehnen, dem Antrage 
weitere Folge zu geben, da ich es nach Lage der dortigen Verhältniſſe 
in Übereinſtimmung mit dem Magiſtrat nicht für erwünſcht erachten 
kann, von dem 8 Uhr-Ladenſchluß einzelne Geſchäftszweige auszunehmen. 
Bei einer in dieſem Sinne erlaſſenen Anordnung würde die Über- 
wachung der Durchführung ſo weſentlich erſchwert werden, daß der 
Verkauf von Waren der Geſchäfte mit 8 Uhr-Ladenſchluß in den bis 
9 Uhr geöffneten Betrieben nicht verhindert werden könnte und dem— 
gemäß eventuell nicht unerhebliche Schädigungen der erſtgenannten 
Geſchäfte zu befürchten wären. 

Ich ſtelle ergebenſt anheim, den Antrag zu wiederholen, wenn 
Ausſicht dafür vorhanden iſt, daß ſich für alle Geſchäftszweige eine 
2/⸗Mehrheit findet.“ 

Darauf ging uns unter dem 30. Juli nachſtehende, von einer 
großen Anzahl Ladeninhaber unterſchriebene Eingabe zu: 

„Die unterzeichneten Ladeninhaber bitten die Handelskammer 
ganz ergebenſt, dafür einzutreten, daß der Herr Regierungspräſident 
zu Marienwerder auf Grund der hier im Herbſte v. Is. erfolgten Ab— 
ſtimmung den 8 Uhr⸗-Ladenſchluß für alle diejenigen Geſchäftszweige 
anordne, bei denen ſich eine / -Majorität ergeben hat. Eine ſolche 


Majorität iſt aber für alle Geſchäftszweige feſtgeſtellt worden mit Aus— 
nahme der Nahrungsmittel- und Tabakbranche. 

Leider hat es ja, wie aus der auch der Handelskammer zuge— 
gangenen Verfügung vom 23. März d. Is. hervorgeht, der Herr 
Regierungs-Präſident zunächſt abgelehnt, die Schließung der Läden 
um 8 Uhr für einen Teil der Geſchäfte anzuordnen. Wenn jedoch die 
Ablehnung damit begründet wird, daß die Durchführung der Anord— 
nung weſentlich erſchwert werden würde, wenn man einzelne Geſchäfts— 
zweige von dem Ladenſchluß ausnehmen wolle, ſo ſcheint dabei über— 
ſehen worden zu ſein, daß bereits ſeit dem Herbſte 1904 die offenen 
Verkaufsſtellen der Bildhauer und Steinmetzen, Juweliere und Gold— 
arbeiter, Eiſenhändler, Uhrmacher, Inſtrumentenbauer, Optiker, Buch— 
händler, Schuhwarenhändler, Sattler, Gummiwarenhändler, Schirm— 
händler, Herrengarderobe- und Maßgeſchäfte, Buchdrucker und Litho— 
graphen in der Zeit von 8—9 Uhr abends für den geſchäftlichen Verkehr 
geſchloſſen zu halten ſind. Eine ganze Reihe von Waren aber, die in 
dieſen Geſchäften verkauft werden, führen auch die dem 8 Uhr-Laden— 
ſchluß bisher noch nicht unterliegenden Betriebe, weshalb gerade jetzt 
die Kontrolle ſchwer iſt. Würden dagegen, wie dies nach der Ab— 
ſtimmung möglich iſt, alle Läden mit Ausnahme der Nahrungsmittel 
und Tabakhandlungen um 8 Uhr geſchloſſen, ſo wäre die Kontrolle 
die denkbar einfachſte und eine Schädigung einzelner Geſchäfte nahezu 
ausgeſchloſſen, weil von den Nahrungsmittel- und Tabakhändlern 
kaum eine Ware geführt wird, die in den dann geſchloſſen zu halten— 
den Geſchäften zum Verkaufe käme. 

Dabei ſind wir aber ferner überzeugt, daß auch die Nahrungs— 
mittel- und Tabakhändler den 8 Uhr-Ladenſchluß anſtreben werden, 
ſobald er bei dem Gros der Geſchäfte einige Zeit beſtanden und das 
Publikum ſich daran gewöhnt hat, ſeinen Bedarf vor 8 Uhr zu decken. 
In den meiſten Städten iſt ja der 8 Uhr-Ladenſchluß zunächſt nur 
für einen Teil der Geſchäfte eingeführt worden, und es iſt nicht ein- 
zuſehen, weshalb nicht auch in Thorn das angeſtrebte Ziel ſchrittweiſe 
erreicht werden ſoll, zumal da doch der Anfang bereits gemacht 
worden iſt. 5 

Die letzte Abſtimmung hat aber nun auch deutlich ergeben, daß 
die Zahl der Anhänger des 8 Uhr-Ladenſchluſſes bedeutend zugenommen 
hat. Mehr und mehr ſehen die Kaufleute ein, welche Vorteile ihnen 
daraus erwachſen. Während anfangs die Agitation in erſter Reihe 
von den Handlungsgehilfen ausging, ſind es jetzt die Geſchäftsinhaber 
ſelber, die eine frühere Abendruhe im Intereſſe ihrer Familie herbei— 
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ſehnen. Da ferner kaum zu befürchten iſt, daß der Umſatz der Geſchäfte 
durch den früheren Ladenſchluß zurückgehen wird, ſo erwächſt als 
weiterer Vorteil noch die erhebliche Erſparung an Unkoſten für Heizung 
und Beleuchtung. 

Bei dieſer Gelegenheit möchten wir noch auf einen Nachteil auf— 
merkſam machen, den das Fehlen des 8 Uhr-Ladenſchluſſes für unſere 
Geſchäfte zur Folge hat. Wie der Handelskammer ja bekannt iſt, 
wird es für die Geſchäfte hier im Oſten von Jahr zu Jahr ſchwerer 
tüchtiges Perſonal zu erhalten. Da die Handlungsgehilfen Städte 
mit 8 Uhr-Ladenſchluß bevorzugen, die benachbarten Städte Bromberg, 
Graudenz und Danzig aber den 8 Uhr-Ladenſchluß für den größten 
Teil der offenen Verkaufsſtellen bereits beſitzen, jo iſt es in letzter Zeit 
verſchiedentlich vorgekommen, daß Handlungsgehilfen unter Hinweis 
auf dieſen Umjtand es abgelehnt haben, eine ihnen von hier aus an— 
gebotene Stelle anzunehmen. 

Die Handelskammer hat ja bisher ſtets den Standpunkt vertreten, 
daß der 8 Uhr⸗-Ladenſchluß für alle diejenigen Geſchäftszweige einzu— 
führen ſei, bei denen die Abſtimmung eine / -Majorität ergeben hat; 
wir dürfen uns daher wohl der Hoffnung hingeben, daß die Kammer 
ſich für unſern Antrag bei den zuſtändigen Stellen nachdrücklichſt ver— 
wenden werde.“ 

Wir gaben dieſe Eingabe dem Herrn Oberbürgermeiſter Dr. Kerſten 
weiter, indem wir ſie, wie folgt, befürworteten: 

„Ew. Hochwohlgeboren überreichen wir in der Anlage ergebenſt 
eine uns von hieſigen Ladeninhabern zugegangene Eingabe über die 
Einführung des 8 Uhr-Ladenſchluſſes in Thorn. Der darin geäußerte 
Wunſch entſpricht ganz der Stellungnahme, die wir der Frage des 
vereinbarten Ladenſchluſſes gegenüber von Anfang an eingenommen 
haben. Auch der Magiſtrat hat ſich ja, wie aus dem Schreiben vom 
23. Auguſt 1904 — Nr. I 9805/04 — hervorgeht, nach der erſten 
Umfrage dahin ausgeſprochen, daß die Einführung des 8 Uhr-Laden— 
ſchluſſes überall da zu befürworten wäre, wo 2/-Mehrheit vorhanden 
ſei, und es iſt daraufhin auch für eine Reihe von Geſchäftszweigen 
der 8 Uhr-Ladenſchluß eingeführt worden. Es entſtanden dadurch 
allerdings einige Schwierigkeiten, weshalb der Magiſtrat unter dem 
12. November 1904 — Nr. 1 13 639/04 — uns erſuchte anzugeben, 
auf welche Weiſe die nachteiligen Folgen der Beſchränkung des 8 Uhr- 
Ladenſchluſſes auf einzelne Geſchäftszweige abgewendet werden könnten. 
Wir empfahlen darauf, nach Weihnachten eine nochmalige Umfrage 
vorzunehmen, um dann, wenn die Stimmung dem vereinbarten Laden— 


ſchluß günſtiger geworden wäre, die Ausdehnung des Ladenſchluſſes 
ſo zu regeln, daß die früheren Schwierigkeiten beſeitigt werden. 

Die neue Umfrage fand nun zwar erſt im Herbſte des Jahres 
1905 ſtatt, hatte aber dank einer rührigen Agitation innerhalb der 
Kaufmannſchaft das von uns erwartete Reſultat: In allen denjenigen 
Geſchäftszweigen, die mit den bereits um 8 Uhr zu ſchließenden in 
Konflikt kommen konnten, ergab ſich eine /, Mehrheit für den ver- 
einbarten Ladenſchluß, und einzig und allein die Materialwaren- und 
Zigarrenhändler verhielten ſich ablehnend. Es war alſo jetzt die 
günſtige Gelegenheit vorhanden, gemäß Punkt 19 der Anweiſung zur 
Ausführung der Artikel 1, 15 und 14 des Geſetzes, betreffend die Ab: 
änderung der Gewerbeordnung, vom 30. Juni 1900 die Ausdehnung 
des Ladenſchluſſes ſo zu regeln, daß für verwandte Geſchäftszweige 
die Zeit des Ladenſchluſſes die gleiche werde. 

Zur allgemeinen Überraſchung lehnte dies jedoch der Herr 
Regierungs-Präſident durch Verfügung vom 23. März 1906 — J. Nr. 
1 1287? — ab mit der Begründung, es würde ſonſt die Überwachung 
der Durchführung ſo weſentlich erſchwert werden, daß der Verkauf von 
Waren der Geſchäfte mit 8 Uhr-Ladenſchluß in den bis 9 Uhr geöffneten 
Betrieben nicht verhindert werden könnte und demgemäß nicht uner— 
hebliche Schädigungen der erſtgenannten Geſchäfte zu befürchten wären. 

In Übereinſtimmung mit den Unterzeichneten der anliegenden 
Eingabe ſind wir aber nun der Meinung, daß dieſe Schädigungen 
gerade jetzt beſtehen, daß ſie dagegen vermieden werden würden, wenn 
der Ladenſchluß für alle Geſchäftszweige, die bei der Umfrage eine 
Mehrheit aufgewiejen haben, eingeführt werden würde. Die 
Nahrungsmittel- und Tabakhandlungen führen Waren, die auch in 
den übrigen Geſchäften feilgehalten werden, nur in ganz geringfügigem 
Umfange, und wenn es überhaupt eine klare, ins Auge fallende 
Scheidung der Ladengeſchäfte gibt, ſo iſt es die vorgeſchlagene. 

Es wäre daher im höchſten Grade bedauerlich, wenn die ganze 
Mühe und Arbeit, die auf Zuſtandekommen des vereinbarten Laden— 
ſchluſſes im vorigen Jahre verwandt worden iſt, vergeblich geweſen 
wäre. Sicherlich wäre es ja am beſten, wenn alle Geſchäftszweige 
einen einheitlichen Ladenſchluß erhalten würden, doch iſt dies bei der 
Stellungnahme der Materialwaren- und Zigarrenhändler zurzeit 
nicht durchführbar, wie durch private Ermittelungen kürzlich wieder 
feſtgeſtellt worden iſt. Eine Wiederholung der Umfrage, wie ſie der 
Herr Regierungs-Präſident in ſeiner Verfügung vom 23. März empfiehlt, 
würde daher in abſehbarer Zeit zu keinem andern Ergebnis führen. 
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Es iſt in der anliegenden Eingabe zutreffend hervorgehoben worden, 
daß die jetzt Widerſtrebenden nur durch die Einführung eines Beſſeren 
t belehrt werden können. Erſt wenn alle anderen Geſchäfte um 8 Uhr 
h geſchloſſen ſein werden, wird es ſich herausſtellen, daß die Einkäufe 
+ in den bis 9 Uhr offen bleibenden Läden zurückgehen, und es wird 
| ſich dann die Einjiht Bahn brechen, daß die durch das längere Offen— 
halten entſtehenden Unkoſten durch den in dieſer Zeit erwachſenden 
g Gewinn nicht gedeckt werden. Dann werden ſicherlich, wie dies bereits 
in verſchiedenen anderen Städten geſchehen iſt, die Materialwaren- und 
Zigarrenhändler ſelbſt den Antrag auf Einführung des 8 Uhr-Laden— 
ſchluſſes ſtellen. 
Auf dieſe Weiſe würde am leichteſten das Ziel erreicht werden, 
was Ew. Hochwohlgeboren in dem geehrten Schreiben vom 13. 
Februar d. J. vorſchwebte. Wir bitten deshalb ganz ergebenſt, die 
Angelegenheit nochmals einer wohlwollenden Prüfung zu unterziehen. 
Sollte, wie wir wünſchen und hoffen, dieſe Prüfung zu einer ver— 
änderten Stellungnahme führen, ſo würden wir Ihnen zu großem 
Danke verpflichtet ſein, wenn Sie bei dem Herrn Regierungs-Präſidenten 
Sich dafür verwenden wollten, daß doch noch auf Grund der vor— 
| jährigen Umfrage der 8 Uhr-Ladenſchluß für alle diejenigen Gejchäfts- 
zweige angeordnet werde, die eine / Mehrheit aufgewieſen haben. 
Gleichzeitig ſprechen wir die Bitte aus, uns von der Entſchließung 
Euer Hochwohlgeboren ſ. Zt. in Kenntnis ſetzen zu wollen.“ 


2. Berkefrswefen. 


a. Eiſenbahnen. 
Bezirkseiſenbahnrat. 
Am 19. Juni fand in Königsberg eine Sitzung des Bezirkseiſen— 
bahnrats ſtatt, bei der wir durch unſern Vorſitzenden vertreten waren. 
Ein Antrag des Herrn Brauereibejigers Bauer aus Brieſen, Flaſchen— 
bier in Kiſten zu demſelben Frachtſatz zu befördern wie Faßbier, aber 
als Eilgut, wurde abgelehnt; ebenſo fiel ein Antrag des Herrn Kon— 
' juls Müller in Memel auf Vermehrung des Güterwagenparks in Ojt- 
| preußen und Aufſtellung eines Reſerve-Güterwagenparks von 10 
Güterwagen auf Station Memel. 

Sodann ſprach ſich der Bezirkseiſenbahnrat einſtimmig dafür aus, 
daß ein Ausnahmetarif für Torfſtreu von den Produktionsſtätten der 
Provinzen Oſt- und Weſtpreußen, Pommern, Poſen und Brandenburg 

ö in Höhe des Wegebauſtofftarifs erſtellt werde. Mit großer Mehrheit 
| 
ö 


wurde weiterhin der Antrag angenommen, daß der bis Ende 1906 


MN 
gültige Ausnahmetarif für Eis dauernd beibehalten werden möge. 
Zum Schluß wurden noch einige, den Fahrplan betreffenden Anträge 
beraten. 


ÜAferbahnzüge. 


Ende März d. J. hatte der Magiſtrat der Kgl. Eiſenbahn— 
direktion zu Bromberg geſchrieben: 

„Nach den beſtehenden Beſtimmungen iſt für den Verkehr auf 
unſrer Ufereiſenbahn eine Ent- und Beladefriſt von 4 Stunden feſtge— 
ſetzt. Verſchiedene Eingaben der hieſigen Handelskammer, welche mit 
dem Hinweis auf die ſich aus dieſer kurzen Ladefriſt ergebenden 
Schwierigkeiten eine Verlängerung derſelben erſtrebten, ſind ſeitens der 
Kgl. Eiſenbahndirektion mit der Begründung zurückgewieſen, daß in 
Berückſichtigung der zeitraubenden Rangierbewegungen, die mit der 
Überführung der Wagen nach der Uferbahn verbunden ſeien, eine 
Verlängerung der Friſt nicht angängig ſei. 

In einem Schreiben vom 17. Februar d. Is. an unſern Ufer— 
bahnunternehmer hat nun aber die hieſige Güterabfertigungsſtelle das 
Verlangen geſtellt, daß die mit Uferzug II überführten Wagen mit 
Uferzug Ul zurückgegeben werden und die Be- und Entladezeit als 
bis 12 Uhr 50 Minuten dauernd bezeichnet. Da Uferzug II 9 Uhr 
vormittags ankommt und Uferzug III 1 Uhr mittags abgeht, ſo wäre 
damit die vierſtündige Ladefriſt noch abgekürzt und es wäre, da die 
um 9 Uhr ankommenden Wagen erſt gegen 10 Uhr ladebereit geſtellt 
werden können und gegen 12 Uhr wieder abgeholt werden müßten, 
nur noch eine zweiſtündige Ladefriſt gegeben. Es iſt aber unmöglich, 
eine ſolche Friſt einzuhalten und wir bitten daher dringend, die Güter- 
abfertigungsſtelle anzuweiſen, daß die vierſtündige Ladefriſt jedenfalls 
voll gewährt werden muß.“ 


Die Eiſenbahndirektion erwiderte darauf: 


Nach § 7 des Vertrages vom 12. Auguſt 1887 rechnet die Lade— 
friſt von dem Zeitpunkt der Übergabe der Wagen auf dem Übergabe— 
gleis bis zur Übernahme derſelben auf dem Übernahmegleis. Die 
Badefrift joll in der Regel 4 Stunden betragen, kann jedoch, wenn 
der Verkehr es erfordert, bis auf 2 Stunden herabgeſetzt werden. Da 
Uferzug II auf dem Übergabegleis 85“ vormittags eintrifft und Uferzug 
ll von dem Übernahmegleis 13° nachmittags abfährt, iſt eine Ein— 
ſchränkung der Ladefriſt nicht eingetreten. Der ſtarke Verkehr auf der 
Uferbahn und die nicht mehr ausreichenden Gleisanlagen erfordern 
eine beſchleunigte Rückgabe der Wagen. 
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Würde die Ladefriſt bis zum Uferzuge IV ausgedehnt werden, 
jo hätte dieſes zur Folge, daß die Gleiſe nicht jo ſchnell für folgende 
Wagen frei werden und daß ein Teil der für die Uferbahn beſtimmten 
Wagen wegen Überfüllung der Gleisanlagen in Thorn Hauptbahnhof 
laderecht geſtellt werden müßte, was gleichfalls nach unſern Erfahrungen 
in den verfloſſenen Herbſtmonaten den Wünſchen der beteiligten In— 
tereſſenten nicht entſpricht. 
Würde Uferzug Ill etwa eine Stunde ſpäter verkehren, jo wäre 
die Ladefriſt für die am Vormittage geſtellten Wagen um dieſen Zeit- 
raum verlängert. Wir glauben aber nicht, daß auch dieſes den In— 
tereſſenten genehm iſt. Denn hierdurch erfährt die Ladefriſt für die 
mit dieſem Zuge geſtellten Wagen eine erhebliche Verkürzung und das 
Rangieren auf der Uferbahn fällt nicht mehr in die Mittagspauſe, 
ſondern in die Zeit von 2—3 Uhr nachmittags. Wir halten daher eine 
Anderung in den feſtgeſetzten Zufuhrzeiten nicht für angezeigt. Über⸗ 
dies verkehrt Uferzug II nicht regelmäßig, ſondern nur im Bedarfsfalle.“ 
Daraufhin wurden wir von dem Magiſtrat um gutachtliche 
Äußerung erſucht. Unſere Antwort lautete: 
„Dem Magiſtrat erwidern wir ergebenſt, daß die Ankunfts- und 
Abgangszeiten der Uferbahnzüge ſo bleiben können, wie ſie jetzt ſind. 
Dagegen muß die Eiſenbahnverwaltung darauf verzichten, die mit 
Uferbahnzug II ankommenden Wagen ſchon mit Uferbahnzug Ill zus 
rückzunehmen, denn es iſt nur in den ſeltenſten Fällen möglich, die 
| Wagen in der zur Verfügung ſtehenden Zwiſchenzeit zu ent- oder be- 

laden. Es ſtehen nämlich zur Ent- oder Beladung keineswegs 2 
Stunden zur Verfügung, wie die Eiſenbahndirektion annimmt. Wenn 

Uferbahnzug II ankommt, iſt es unmöglich, die Wagen ſofort ladebereit 
| zu ſtellen, denn ſonſt müßten die Wagen, die mit Uferbahnzug I ge- 
5 kommen ſind, von ihren Plätzen weggenommen werden, damit man 
| neue Wagen einrangieren könnte. Infolgedeſſen müßte aber das Ent- 


und Beladen auf der ganzen Uferbahn längere Zeit geſtört werden. 
Die mit Uferbahnzug II ankommenden Wagen können daher erſt dann 
laderecht geſtellt werden, wenn die Wagen des Zuges ! erledigt ſind, 
und dies dauert in der Regel bis kurz vor 12 Uhr. Bis zur Mittags- 
pauſe können dann natürlich die Wagen beim beſten Willen nicht be— 
oder entladen werden, und die Verfrachter müſſen alſo notgedrungen 
Standgeld bezahlen, wenn ſie Wagen mit Uferbahnzug Il erhalten. 
Die Eiſenbahnverwaltung darf ſich daher nicht auf den Standpunkt 
ſtellen, daß dem Vertrag genügt werde, wenn zwiſchen Übergabe und 
Übernahme der Wagen eine Friſt von 2 Stunden liegt, während doch 
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die Friſt, die von dem Warenempfänger oder Verlader genützt werden 
kann, oft kaum ½ Stunde beträgt. Es muß deshalb die Eiſenbahn— 
verwaltung zu dem früheren Verfahren zurückkehren, wonach die mit 
Zug I ankommenden Wagen von dem Zug IV wieder mitgenommen 
werden. Es erwächſt daraus der Eiſenbahn auch keinerlei Nachteil, 
weil ja die mit Uferzug II herüberkommenden Wagen wohl alle meiſt 
erſt am Morgen auf dem Hauptbahnhofe eingetroffen ſind, ſo daß ſie, 
gehen ſie mit Zug IV zurück, nicht mehr als 12 Stunden dem Verkehr 
entzogen ſind, alſo ſo lange, wie die normale Ladezeit auf dem Haupt— 
bahnhofe dauert. 

Wir bitten den Magiſtrat dringend, dieſen unſern Standpunkt 
der Eiſenbahndirektion gegenüber zu vertreten. Sollte hierbei eine 
Beſprechung mit der Eiſenbahndirektion notwendig ſein, ſo ſind wir 
gern bereit, einen mit den Verhältniſſen vertrauten Vertreter zu ſchicken.“ 

Gelegentlich eines Lokaltermins an der Uferbahn am 30. Juni, 
wobei die Eiſenbahnverwaltung, der Magiſtrat und die Handelskammer 
vertreten waren, wurde von der Eiſenbahnverwaltung eine Abänderung 
verſprochen. Es iſt jedoch bis heute noch nichts erfolgt. 


Erhebung von Platzgebühren. 


Unter dem 11. Mai richteten wir nachſtehendes Schreiben an die 
Kgl. Eiſenbahn-Betriebsinſpektion zu Thorn: 

„Die aus Rußland eingehende Kleie kommt nicht ſelten in einem 
Zuſtande hier an, der ein Durchſieben der Ware unbedingt erforderlich 
macht. Der für das Sieben nötige Platz iſt bis vor kurzem den Ver- 
frachtern ſeitens der Eiſenbahn koſtenlos überlaſſen worden, und erſt 
ſeit einigen Wochen werden dafür 40 Pf. von jeder Wagenladung 
erhoben. Wenn wir auch annehmen, daß die Eiſenbahnverwaltung 
zur Erhebung einer ſolchen Gebühr berechtigt iſt, ſo möchten wir doch 
die Bitte ausſprechen, von dieſer Gebührerhebung abzuſehen. Das 
Ausſieben der Kleie verurſacht ſchon genug Koſten, und es erſcheint 
daher unbillig, dieſe noch durch Forderung einer Platzgebühr zu er— 
höhen. Als ſ. Zt. ein Lokaltermin auf dem Hauptbahnhof ſtattfand, 
um über die Zuläſſigkeit des Siebens der Kleie bei Benutzung des 
Thorner Tranſittarifs zu beraten, iſt von keiner Seite, auch nicht von 
den Vertretern der Kgl. Eiſenbahndirektion Bromberg, darauf hinge— 
wieſen worden, daß für die, doch nur wenige Stunden dauernde Be— 
nutzung der Plätze eine Gebühr gezahlt werden müſſe. Mit dem 
gleichen Rechte könnte ja dann auch eine Gebühr beim Umſacken der 
Kleie erhoben werden, weil auch dabei der Raum vor dem Waggon 
für einige Zeit in Anſpruch genommen werden muß. 
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Wenn auch der zu zahlende Betrag nicht erheblich ijt, jo haben 
wir doch um ſo mehr Veranlaſſung, uns dagegen zu wehren, als 
leider dieſer Fall nicht vereinzelt daſteht und wir daher fürchten müſſen, 
daß auch noch weitere Belaſtungen des Verkehrs folgen werden. So 
wird uns mitgeteilt, daß kürzlich die jährliche Lagerplatzpacht auf dem 
Bahnhof Schirpitz für zur Verladung kommende Rundhölzer von 13 
Pfennige auf 30 Pfennige für das Quadratmeter erhöht worden iſt, 
trotzdem auch hier die Benutzung des Bahnhofterrains eine Not— 
wendigkeit iſt, um den Transport überhaupt bewirken zu können, und 
die Eiſenbahn daher überhaupt keine Extragebühr dafür erheben dürfte. 
Jedenfalls liegt aber in der finanziellen Lage der preußiſchen Eiſen— 
bahnen nicht die geringſte Veranlaſſung, neue Gebühren zu erfinden 
und die alten zu ſteigern. 

Wir bitten daher die Kgl. Eiſenbahn-Betriebsinſpektion ergebenſt, 
keine Gebühren für die Benutzung eines Platzes zur Kleieſiebung zu 
erheben und auch die Lagerplatzpacht auf Bahnhof Schirpitz wieder 
auf 13 Pf. pro qm herabzuſetzen.“ 

Daraufhin erhielten wir unter dem 25. Mai folgenden Beſcheid: 

„Die Erhebung des Lagerplatzgeldes für die aus Rußland ein— 
gehende und auf Thorn Hauptbahnhof vorübergehend zur Lagerung 
kommende Kleie iſt durch Tarif geregelt und Sache der Verfehrs- 
inſpektion hierſelbſt, an die dieſe Angelegenheit abgetreten worden iſt, 
und von der Ihnen demnächſt auch weitere Mitteilung zugehen wird. 

Bezüglich des übrigen Teiles des gefälligen Schreibens, teile ich 
ergebenſt mit, daß die Erhebung des Lagerplatzgeldes für die vorüber: 
gehende Benutzung von Lagerplätzen allgemein durch die beſtehenden 
Tarife geregelt worden iſt. Das Platzgeld beträgt 2 Pf. pro qm und 
10 Tage. 

Dieſe Platzgebühr würde bei Vermietung von Lagerplätzen auf 
längere Zeit eine Höhe erreichen, die man billiger Weiſe dem Pächter 
nicht zumuten will. Daher kommt die Eiſenbahnverwaltung ſolchen 
Pächtern von Lagerplätzen auf längere Zeit entgegen, indem ſie mit 
dem Betreffenden auf deren Antrag Lagerplatzverträge abſchließt, denen 
eine nach freier Vereinbarung mit dem betreffenden Pächter feſtzuſetzende 
Lagerplatzpacht zugrunde gelegt wird. Bei Feſtſetzung dieſer Pacht 
müſſen natürlich die gegenſeitigen wirtſchaftlichen Intereſſen gebührend 
berückſichtigt werden, welcher Umſtand eben andrerſeits auch eine Er— 
höhung der Pachtzinſe, falls dieſe den Zeitverhältniſſen nicht mehr ent— 
ſprechen, zur Folge haben kann. Letzteres iſt bei den hier im Bezirk 
beſtehenden Pachtverhältniſſen vielfach der Fall.“ 
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Zu Punkt 1 unſeres Schreibens teilte uns die Kgl. Eiſenbahn— 
Verkehrsinſpektion unter dem 25. Juli mit, daß durch eine Verfügung 
der Kgl. Eiſenbahndirektion Bromberg das Sieben der Kleie auf dem 
Hauptbahnhofe Thorn ohne Erhebung von Gebühren genehmigt 
worden ſei. 


Ausnahmetarif 10 b für Saatgut. 


Auf die in unſerm letzten Jahresbericht Seite 60 abgedruckte 
Eingabe erhielten wir unter dem 25. Juni von dem Herrn Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten Abſchrift des nachſtehenden, der Handelskammer 
zu Poſen in der gleichen Angelegenheit erteilten Beſcheides: 

„Die Berechnung des Ausnahmetarifs für Saatgut, das von an— 
erkannten Saatgutwirtſchaften aufgegeben wird, ſogleich bei der Auf— 
gabe der Sendungen, erleichtert die Abfertigung im Intereſſe von 
Empfänger und Eiſenbahn. Eine beſondere Benachteiligung des 
Händlers tritt nicht ein; der Tarif unterſcheidet nicht, wie in der Ein— 
gabe irrtümlich angeführt wird, zwiſchen Landwirten und Händlern, 
ſondern zwiſchen anerkannten Saatgutwirtſchaften und allen übrigen 
— alſo auch den nicht anerkannten landwirtſchaftlichen — Saatgut- 
verſendern. 

Was den Einkauf betrifft, ſo genießt der Händler, wenn er ſeine 
für den Weiterverkauf beſtimmten Vorräte an Saatgut von einer an— 
erkannten Saatgutwirtſchaft deckt, den Ausnahmetarif in ganz gleicher 
Weiſe wie der verbrauchende Landwirt, der von dem Züchter direkt 
kauft. Andrerſeits iſt der Landwirt ebenſo wie der Händler beim Be— 
zuge von einem nicht anerkannten Saatgutlieferanten auf die nach— 
trägliche Rückforderung der Unterſchiedsfracht angewieſen. Die für die 
Rückforderung nötige Verwendungsbeſcheinigung wird ſowohl von dem 
Händler wie von dem Landwirt verlangt. 

Auch beim Weiterverkanf iſt der Händler nicht benachteiligt, da 
nach der Abſicht des Tarifs die nachträgliche Erſtattung des Fracht— 
unterſchiedes in allen Fällen nur an den verbrauchenden Empfänger 
erfolgen ſoll. 

Unter dieſen Umjtänden vermag ich einen begründeten Anlaß 
zu einer Anderung des Ausnahmetarifs nicht zu erkennen.“ 


Ausnahmetarif für Düngemittel, 


Unter dem 18. Juli wandten wir uns in nachſtehender Eingabe 
an den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 

„Der im Jahre 1896 veröffentlichte Notſtandstarif für Dünge— 
mittel, der eine Ermäßigung von 20 % für alle Düngemitteltarife und 
-Ausnahmetarife gewährt, hatte zunächſt nur Geltung bis zum 1. Mai 
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1897 erhalten. Das Bedürfnis der Landwirtſchaft nach billigen 
Düngemittelfrachten hat jedoch dazu geführt, daß der Notſtandstarif 
immer wieder verlängert worden iſt, zuletzt bis zum 1. Mai 1907. Die 
Landwirtſchaft des Oſtens hat ja ein doppeltes Intereſſe an der Bei— 
behaltung der Frachtermäßigung, weil ſie einmal weit abliegt von den 
Produktionsſtätten für Düngemittel und weil ferner für den Oſten eine 
ausgedehntere Benutzung der Düngemittel zwecks intenſiverer Boden— 
kultivierung dringend erwünſcht it. Es iſt unter dieſen Umſtänden 
wohl auch zu erwarten, daß der Notſtandstarif auch über den 1. Mai 
1907 hinaus Geltung erhält; es liegt jedoch im Intereſſe von Land— 
wirtſchaft und Düngemittelhandel, daß möglichſt bald dieſe Verlängerung 
auch publiziert werde. Im Düngemittelhandel ſind nämlich langfriſtige 
Abſchlüſſe handelsüblich, und es kann daher der Kaufmann, ſo lange 
keine Sicherheit über die Verlängerung des Notſtandstarifs beſteht, 
dem Käufer nicht ſo günſtige Bedingungen ſtellen, wenn er nicht das 
Riſiko einer Frachterhöhung tragen will. 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, baldigſt verfügen zu 
wollen, daß der Notſtandstarif für Düngemittel möglichſt weit über 
den 1. Mai 1907 hinaus verlängert werde.“ 


Dem Herrn Handelsminiſter ſowie der Landwirtſchaftskammer zu 
Danzig ließen wir je eine Abſchrift der Eingabe mit der Bitte zugehen, 
unſern Antrag zu unterſtützen. 


Durchgangswagen für die Nachtzüge 


zwiſchen Thorn und Breslau. 


Unter dem 27. Juni ſchrieben wir an die Kgl. Eiſenbahndirektion 
zu Poſen: 

„Seit über einem Jahrzehnt verkehrten in den Nachtzügen 
zwiſchen Thorn und Breslau (Thorn — Breslau Zug 52 und 701, 
Breslau — Thorn, Zug 704 und 51) Durchgangswagen, die |. Zt. auf 
unſre wiederholten Anträge eingeſtellt worden waren. Dieſe Durch— 
gangswagen ſind ſeit dem 1. Mai d. Is. in Wegfall gekommen, ohne 
daß u. W. hierfür irgendwelche Gründe vorhanden wären. Die ge— 
nannten Nachtzüge werden nach wie vor gerne für den Verkehr 
zwiſchen Weſt- und Oſtpreußen und Schleſien, namentlich während der 
Sommerzeit, benutzt und zwar vielfach von Familien, für die doch ein 
Umſteigen in Poſen doppelt unbequem iſt. Auch ſind bei Benutzung 
dieſer Züge gute Anſchlüſſe von Inſterburg und Alexandrowo ſowie 
auch nach den ſchleſiſchen Bädern vorhanden. Wir bitten daher die 
Kgl. Eiſenbahndirektion ergebenſt, mit Zuſtimmung der Eiſenbahn— 
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direktion Bromberg 


einzuſtellen. 

Wir bemerken noch, daß wir einen gleichlautenden Antrag der 
Kgl. Eſſenbahndirektion zu rn überfandt haben.“ 

Die Eiſenbahndirektion zu Poſen lehnte jedoch die Wiederein— 
ſtellung der Durchgangswagen ab, indem ſie ſchrieb: 

„Die Verhältniſſe, welche es ſ. Zt. angezeigt erſcheinen ließen, 
einen direkten Wagendurchgang zwiſchen Thorn und Breslau in den 
Zügen 52, 701/704, 51 herzuſtellen, haben ſich in der Zwiſchenzeit in— 
ſofern weſentlich geändert, als durch die Züge D 56, D 16 und D 15— 
67 eine günſtige Schnellzugverbindung zwiſchen Thorn und Breslau 
geſchaffen worden iſt. Bei dem Zuge D 56 D 16 muß allerdings in 
Hohenſalza umgeſtiegen werden; da der Übergang aber zur Tageszeit 
ſtattfindet, iſt damit eine beſondere Beläſtigung nicht verbunden. Bei 
dem Zuge D 15, 67 kann das Umſteigen im Zuge D 15 zwiſchen 
Poſen und Hohenſalza ſelbſt erfolgen, was nahezu der Beförderung 
in einem Durchgangswagen gleichkommt. Durch dieſe günſtige Tages— 
verbindung hat der Wert der durch die Züge 52, 701/704 51 bejtehen- 
den Nachtverbindung weſentlich gelitten, ſo daß ein Bedürfnis, in dieſen 
Zügen einen Durchgangswagen laufen zu laſſen, nicht mehr als be— 
rechtigt anerkannt werden kann; dies ergibt ſich auch aus den über 
die Beſetzung des Durchgangswagens geführten Aufzeichnungen, wo— 
nach ſie tatſächlich nur gering war. Der als Durchgangswagen ver— 
wendete dreiachſige Perſonenwagen II/III. Klaſſe mußte in den Schnell— 
zügen 52/51 aus betriebstechniſchen Gründen am Schluſſe laufen; die 
Folge davon war ein unruhiger Lauf, der das Reiſen in dieſem Wagen 
recht beſchwerlich machte. Da nach den neueren Betriebsvorſchriften in 
Schnellzügen dreiachſige Wagen nur noch ausnahmsweiſe laufen ſollen, 
ſo wäre der Erſatz des dreiachſigen Wagens durch einen vierachſigen 
notwendig geworden; bei der geringen Beſetzung würde aber die 
Durchführung eines großen vierachſigen Wagens nicht zu rechtfertigen 
geweſen ſein. Ferner war das Umſetzen des Wagens in Poſen, der 
von der einen Bahnhofſeite nach der anderen überführt werden mußte, 
ſehr umſtändlich und verurſachte bei Verſpätungen der ankommenden 
Züge 52 und 704 auch Verſpätungen der Anſchlußzüge 701 und 51. 

Schon aus dieſen Gründen erſchien es im Verkehrsintereſſe un— 
bedenklich und aus betrieblichen Gründen erwünſcht, den Kurswagen 
fortfallen zu laſſen; die unbedingte Notwendigkeit hierzu trat am 1. 


wieder Durchgangswagen in die erwähnten Züge 
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Mai d. Is. ein, als infolge Anderungen in den Fahrzeiten der Züge 
51, 52 zur Durchführung derſelben nach und von Inſterburg die 
Übergangszeiten vom Zuge 52 auf den Zug 701 und vom Zuge 704 
auf den Zug 51 in Poſen jo verringert werden mußten, daß das Um— 
ſetzen eines Durchgangswagens nicht mehr möglich war.“ 

Die Kammer wird ſich bei dieſem Beſcheide nicht beruhigen, 
ſondern die Angelegenheit weiter verfolgen. 


Späterlegung des Zuges 620 


Culm Anislaw. 


Mitte Juni baten wir die Kgl. Eiſenbahndirektion zu Danzig 


den jetzt früh 5% von Culm nach Unislaw abgehenden Zug 620 von 


Culm erſt 52 abzulaſſen, da er auch dann noch bequem Anſchluß an 
den 611 von Unislaw nach Culmſee gehenden Zug 401 erhalte. 
Darauf erwiderte die Direktion, daß der gemiſchte Zug 620 Culm — 
Unislaw vorausſichtlich zum 1. Oktober dem Antrage entſprechend ge— 
legt werden würde. 


Abgang des Zuges 27 von Schneidemühl 


anſtatt von Bromberg. 


Der Kgl. Eiſenbahndirektion zu Bromberg unterbreiteten wir 
unter dem 18. Juli folgende Eingabe: 

„Der Zug D 1 geht von Berlin, Bahnhof Friedrichſtraße, vor- 
mittag 92” ab und trifft in Schneidemühl 133 ein. Eine Weiterfahrt 
nach Bromberg — Thorn iſt jedoch erſt mit dem Zug 247 möglich, der 
Schneidemühl 217 verläßt und in Thorn 5% eintrifft. Hier könnte 
nun ohne große Koſten eine namhafte Beſſerung erreicht werden, 
wenn der jetzt zwiſchen Bromberg und Thorn verkehrende Schnellzug 27 
von Schneidemühl abgelaſſen würde im Anſchluß an den Zug D 1. 
Die Lage des Zuges 27 würde dann ungefähr die folgende ſein: 

Schneidemühl ab 143 

Bromberg an 253 

Thorn an 350. 
Es würde dadurch nicht nur eine vorzügliche Verbindung für die An— 
wohner der Strecke Berlin —Schneidemühl nach Bromberg und Thorn 
erreicht, ſondern auch für die Strecke Stettin —Kreuz, da der Zug 711, 
der 91 von Stettin abgeht und in Kreuz 1235 eintrifft, dort Anſchluß 
an den Zug D 1 hat. Da ferner von Thorn ab 415 ein Zug nach 
Alexandrowo, 40° ein Zug nach Inſterburg und 415 ein Zug nach 
Culmſee — Graudenz abgeht, jo wäre auch für diejenigen Reiſenden, 
die weiterfahren wollen, auf das Beſte geſorgt. 
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Wir bitten daher die Kgl. Eiſenbahndirektion ergebenſt, den Zug 27 
künftig von Schneidemühl im Anſchluß an den von Berlin eintreffen— 
Zug D 1 abgehen zu laſſen.“ 

Darauf erhielten wir den Beſcheid, daß die Direktion bedauere, 
unſerm Antrage nicht entſprechen zu können, weil der neue Zug große 
Koſten verurſachen, die Zahl der Reiſenden im neuen Zug aber eine 
zu geringe ſein würde. Für Reiſende aus Berlin nach Thorn komme 
der neue Zug nicht in Betracht, denn dieſem ſtehe der D Zug 55 
Berlin —Poſen — Thorn zur Verfügung. Es ſei alſo nur auf die 
wenigen Reiſenden von Küſtrin, Landsberg a. W. und Stettin nach 
Thorn Rückſicht zu nehmen, die in den Zügen D 21 und 5/25/255 
genügende Anſchlüſſe beſitzen. 


Ständige verſpätung der aus 
Alexandrow kommenden Füge. 


Vielfache Klagen veranlaßten uns, Ende Juni der Kgl. Eiſen— 
bahndirektion zu Bromberg nachſtehende Eingabe zu überſenden: 

„Die häufigen und dazu noch recht bedeutenden Verſpätungen 
der aus Alexandrowo kommenden Züge ſind zu einer wahren Kalamität 
für unſern Verkehr geworden. Es handelt ſich dabei namentlich um die 
Züge D 22 und Z 24. Trotzdem für Züge in Thorn ein Aufenthalt von 
„½ Stunden im Fahxyplan feſtgelegt iſt, kämen fie vielfach jo ſpät an, 
daß trotz Verkürzung des Aufenthalts eine erhebliche Verſpätung 
für die ganze zu durchlaufende Strecke entſteht, wodurch wertvolle An— 
ſchlüſſe verloren gehen. So erreichen die Reiſenden durch Verſpätung 
des Zuges D 22 häufig nicht den Anſchluß in Schneidemühl nach 
Kolberg und in Kreuz nach Stettin, Stralſund, Saßnitz; auch entgehen 
den Reiſenden nicht ſelten günſtige Verbindungen in Berlin nach dem 
Weſten. 

Soweit uns bekannt iſt, entſtehen dieſe Verſpätungen durchgängig 
dadurch, daß die Züge in Alexandrowo ſo lange warten, bis die 
Zoll- und Paßreviſion der aus dem Innern Rußlands dort meiſt mit 
erheblichen Verſpätungen ankommenden Züge beendet iſt. Dieſe 
Rückſicht auf die ruſſiſchen Paſſagiere ſchädigt aber alle deutſchen 
Reiſenden, die die erwähnten Züge benutzen. Wir bitten daher die 
Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt anzuordnen, daß die deutſchen 
Züge von Alexandrowo auch dann fahrplanmäßig abfahren, wenn 
die ruſſiſchen Züge ſich verſpätet haben. Ein ſolches Vorgehen würde 
ſicherlich auch von erziehlichem Einfluß auf die ruſſiſche Eiſenbahn ſein, 
die ſich ſchon infolge fortgeſetzter Klagen ihrer Reiſenden, die dann den 
Anſchluß verſäumen würden, genötigt ſehen, für die rechtzeitige An— 
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kunft ihrer Züge in Alexandrowo zu ſorgen. Sollten unſerem Antrage 
weſentliche Bedenken entgegenſtehen, ſo bitten wir, in allen denjenigen 
Fällen, in denen wegen großer Verſpätung der aus Alexandrowo 
kommenden Züge wichtige Anſchlüſſe verſäumt werden würden, von 
Thorn zur fahrplanmäßigen Zeit Vorzüge abzulaſſen.“ 

Die Direktion erwiderte darauf, daß ſie der fraglichen Angelegen— 
heit bereits näher getreten ſei. Sie werde, wie ſchon bisher in ein— 
zelnen Fällen, erforderlichenfalls auch in Zukunft für die Ablaſſung 
von Vorzügen von Thorn aus Sorge tragen. 

Darauf ſchrieben wir unter dem 17. Juli: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion danken wir verbindlichſt für 
die Bereitwilligkeit, bei Verſpätung der aus Alexandrowo kommenden 
Züge Vorzüge aus Thorn abgehen zu laſſen. Am radikalſten würde 
man das Übel ja allerdings dadurch beſeitigen, daß man die Züge 
von Alexandrowo ohne Rückſicht auf die ruſſiſchen Reiſenden fahrplan— 
mäßig abgehen ließe, doch wird auch die Einſtellung von Vor— 
zügen im Bedarfsfalle eine weſentliche Erleichterung ſchaffen. Wie 
notwendig eine Beſſerung aber iſt, geht auch daraus hervor, daß durch 
die häufigen Verſpätungen der ruſſiſchen Züge nicht nur die Reiſenden, 
ſondern das ganze Geſchäftsleben leidet. So kommen z. B. Briefe 
und Muſter, die abends der hieſigen Poſt zur Beförderung nach Bres— 
lau übergeben werden, häufig nicht des Morgens 6 Uhr in Breslau 
an, ſondern erſt mittags, woran faſt ſtets die Verſpätung der Züge 
aus Alexandrowo die Schuld trägt. Infolge der verſpäteten Ankunft 
der Briefe in Breslau trifft dann auch die Antwort ſo ſpät ein, daß 
auf eine prompte Abfertigung der in Alexandrowo eingehenden Wagen 
nicht zu rechnen iſt. Es iſt dies nur ein Beiſpiel von der Schädigung 
des Geſchäftslebens durch die erwähnten Zugverſpätungen, doch würden 
ſich leicht noch weitere Beiſpiele beibringen laſſen. 

Wir können daher die Königliche Eiſenbahndirektion nur wieder— 
holt dringend bitten, mit aller Energie dafür einzutreten, daß die von 
Alexandrowo abgehenden Züge zu den fahrplanmäßigen Zeiten abge— 
laſſen werden, in allen Fällen aber, in denen dies nicht geſchieht, von 
Thorn aus Vorzüge eingeſtellt werden.“ 


b. Waſſerſtraßen. 


Strombereiſung. 


Am 27. und 28. Juli fand die Weichſelbereiſung durch die 
Weichſelſtromſchiffahrtskommiſſion jtatt. Die Kammer war dabei durch 
ihren Vorſitzenden vertreten. Unterwegs wurden verſchiedene Vorträge 


gehalten. Zunächſt ſprach Herr Strombaudirektor, Oberbaurat Gers— 
dorff über die in den Jahren 1904 und 1905 ausgeführten Strom— 
bauten, ſodann Herr Baurat Tode über den Holzhafen bei Thorn, 
deſſen Ausführung bereits an eine Danziger Firma vergeben iſt, ſo 
daß der Bau ſchon in nächſter Zeit in Angriff genommen werden 
dürfte. Sodann verhandelte man über einen Antrag auf Ausdehnung 
des Hochwaſſermeldedienſtes auf dem Nebenfluß der Weichſel San und 
Einrichtung einer Hochwaſſermeldeſtelle in der Nähe Brombergs. Der 
Antrag ſoll geprüft und ſeine Ausführung in Erwägung gezogen 
werden. 

Ferner wurden einige Wünſche der Stadt Graudenz zur Sprache 
gebracht, nämlich die Einrichtung einer ſtädtiſchen Badeanſtalt und die 
Herſtellung eines beſſeren Ladeplatzes bei Graudenz. Am zweiten 
Tage hielt Herr Waſſerbauinſpektor Koßlowski einen Vortrag über die 
Abtragung der Kloſterkämpe und Herr Regierungsbaumeiſter Rohtz 
einen Vortrag über die Regulierung des Hochwaſſerprofils von Gemlitz 
bis Pieckel. 

Ausrüſtung der Traften mit 
einem Anker. 

Ende Juni teilte uns das Vorſteher-Amt der Kaufmannſchaft zu 
Danzig mit, von der Waſſerbauinſpektion Dirſchau werde verlangt, daß 
Traften, die weichſelabwärts in ihren Bezirk kämen, mit einem Anker 
auszurüſten ſeien. Die Waſſerbauinſpektion ſtütze ſich dabei auf § 3 
der Polizei-Verordnung über die Ausübung der Schiffahrt und Flößerei 
auf der Weichſel, in dem es in Satz 2 heiße: „Insbeſondere ſind auch 
die Flößer mit den notwendigen Vorrichtungen zu verſehen, um ſie 
ſelbſt bei großer Waſſertiefe jederzeit zum Stillſtehen bringen zu können. 
Das Vorſteher-Amt wünſchte nun zu erfahren, wie in unſerm Bezirk 
hinſichtlich der Auslegung der angezogenen Beſtimmung verfahren 
werde. 

Wir erwiderten darauf: 

„In unſerm Bezirk iſt von den Flößern nie verlangt worden, 
daß die Traften mit Ankern auszurüſten ſeien. Man iſt hier ſtets der 
Anſicht geweſen, daß die Schricken die geeignetſten Vorrichtungen ſind, 
um die Traften, die übrigens bei Hochwaſſer ſofort ihre Fahrt einſtellen, 
zum Stillſtehen zu bringen. Das Verlangen, Anker zu führen, würde 
für die Traften nur eine unnötige Belaſtung bilden, da ſie mangels 
beſonderer Vorrichtungen gar keinen Gebrauch davon machen könnten. 
Zum Ankerwerfen geeignete Vorrichtungen laſſen ſich aber auf den 
Traften ohne unverhältnismäßige Koſten nicht anbringen. Ohne ſolche 
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Vorrichtungen würden aber die Traften beim Verankern der Gefahr 
des Zerreißens in hohem Maße ausgeſetzt ſein.“ 


c. Telephonweſen. 


Erweiterung des Fernſprechverkehrs. 


Unter dem 31. Mai ſchrieben wir an die Kaiſerliche Ober- Poſt— 
direktion in Danzig: 

„Schon wiederholt haben wir uns geſtattet, die Kaiſerliche Ober— 
Poſtdirektion um Zulaſſung der Stadt Thorn zum Sprechverkehr mit 
Liepe (Finowkanal) und Oderberg (Brehlitz) zu bitten. Leider iſt 
dieſen Anträgen bisher nicht ſtattgegeben worden, trotzdem unſer Holz— 
handel dieſer Verbindungen dringend bedarf. Wir geben nur erneut an 
uns herangetretenen Wünſchen Folge, wenn wir die Kaiſerliche Ober— 
Poſtdirektion ganz ergebenſt bitten, Thorn zum unbeſchränkten Sprech— 
verkehr mit den genannten Städten zuzulaſſen.“ 

Darauf erhielten wir Anfang Juni nachſtehenden Beſcheid: 

„Nach den vom Reichs-Poſtamt für das geſamte Reichstelegraphen— 
gebiet ergangenen Beſtimmungen iſt die Zulaſſung des Sprechverkehrs 
abhängig von der Zahl der bei Ausführung von Geſprächsverbindungen 
zu benutzenden Leitungen und der im Sprechſtromkreiſe liegenden 
Fernſprechanſtalten. Auf größere Entfernungen dürfen nicht mehr als 
drei Leitungen mit einander verbunden werden; die Zahl der Zwiſchen— 
anſtalten iſt auf vier feſtgeſetzt. Der in den letzten Jahren erfolgte 
umfangreiche Ausbau des Leitungsnetzes hat es der Ober-Poſtdirektion 
ermöglicht, die Mehrzahl der in den gefälligen Schreiben der Handels— 
kammer vom 2. Dezember 1904, J-Nr. 2169, und vom 23. Juni 1905, 
J.-Nr. 1189, genannten Orte in den Sprechbereich von Thorn einzu— 
beziehen. Mit den Orten Liepe und Oderberg indeß kann der Verkehr 
noch nicht aufgenommen werden, weil mehr als 4 Zbwiſchenanſtalten 
in dem Sprechſtromkreiſe liegen würden. Wie bereits in dem diesſeitigen 
Schreiben vom 22. Oktober 1905, II. zum Ausdruck gebracht wurde, 
wird die Ober-Poſtdirektion weiter bemüht ſein, die Sprechbereiche 
innerhalb der zuläſſigen Grenzen auszudehnen, ſobald durch den Aus— 
bau des Leitungsnetzes die zur Erzielung einer ausreichenden Ver— 
ſtändigung erforderlichen Leitwege geſchaffen ſind (vergl. auch die dies— 
ſeitigen Schreiben vom 5. März 1905, III. 500, 22. Januar 1906, III. 
26. Januar, III. 7. Februar, II und 27. Februar III). Sollten die 
jetzt von neuem wegen Liepe und Oderberg aufgenommenen Schritte 
Erfolg haben, ſo wird der Handelskammer ſogleich Mitteilung gemacht 
werden.“ 
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3. Zoll- und Stenerwefen. 
Follabfertigung von Gerſte. 
Ende Mai baten wir das hieſige Hauptzollamt, an zuſtändiger 
Stelle dafür einzutreten, daß die Zollabfertigungsſtelle an der Winde 
gemäß § 4 Abſatz 3 der Gerſtenzollordnung die Befugnis erhalte, bei 
der Abfertigung von Gerſte nötigenfalls das Hektolitergewicht feſtzu— 
ſtellen. Unſern Antrag begründeten wir wie folgt: 
„Wenn auch ausländiſche Gerſte hauptſächlich auf dem Bahnwege 
hier eintrifft, jo kommen doch in einzelnen Jahren nicht unbeträchtliche 
Mengen auf der Weichſel an. So ſind im Jahre 1900 480 t, 1901 1 
204 t, 1903 61 t und 1905 1019 t auf der Weichſel hier eingetroffen. 
Auch kürzlich iſt eine Kahnladung Gerſte hier angekommen, die von 
der Zollabfertigungsſtelle an der Winde nicht verzollt werden konnte, 
weshalb ſie mit der Bahn nach dem Hauptbahnhof überführt werden 
mußte, damit dort das Hektolitergewicht ermittelt wurde. Dadurch ent— 
ſtehen natürlich bedeutende Koſten, die zu vermeiden wären, wenn 
die Zollabfertigung die fragliche Befugnis hätte. Sollte dies nicht zu 
erreichen ſein, ſo bitten wir, eine Verfügung zu erwirken, wonach die 
Zollabfertigungsſtelle am Hauptbahnhofe die Erlaubnis erhält, das 
Hektolitergewicht bei Gerſte, die auf der Weichſel hier ankommt, zu er- 
mitteln. Dem dürfte um ſo weniger Bedenken entgegenſtehen, als 
es ſich bei dem zur Ermittelung des Hektolitergewichts vorgeſchriebenen 
Getreideprober um einen kleinen Apparat handelt, der ohne Schwierig— 
keit von den Zollbeamten an das diesſeitige Ufer herübergebracht 
werden kann.“ 
g Einen Beſcheid haben wir hierauf bisher noch nicht erhalten. 
| Follabfertigung von Flußholz. 
| Dem Herrn Provinzial-Steuer-Direktor in Danzig ließen wir 
unter dem 22. März folgendes Schreiben zugehen: | 
„In der vom Bundesrate herausgegebenen Anleitung für die } 
Zollabfertigung finden ſich in Teil II und Nr. 4 (Seite 124/125) 
folgende Beſtimmungen: 

(Abſ. 2.) „Die Feſtſtellung des der Verzollung oder der weiteren 
Abfertigung zu Grunde zu legenden Gewichts oder Feſtmeterinhalts 
darf durch probeweiſe Reviſion erfolgen, wenn eine ſpezielle Deklaration 
vorliegt und die bei der Verwiegung oder Vermeſſung der einzelnen 
| Stücke etwa ſich ergebenden Abweichungen von der ſpeziellen Gewichts— 
oder Maßanmeldung nicht mehr als 5 v. H. betragen.“ | 

(Abſ. 9.) „Die Maße der nach dem Feſtmeterinhalte zu ver— 
5 zollenden Erzeugniſſe der Forſtwirtſchaft ſind bis auf 5 mm genau zu 
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ermitteln. Der Feſtmeterinhalt ijt bis auf Tauſendteile des Feſtmeters 
zu berechnen.“ 

Die Intereſſenten haben nun uns gegenüber die Befürchtung 
ausgeſprochen, auf Grund dieſer Beſtimmungen könne künftig verlangt 
werden, daß die ſpezielle Deklaration des hier eingehenden Weichſel— 
holzes nicht mehr nach Tafeln, ſondern nach einzelnen Stücken vorge— 
nommen werde und daß auch die Maße bis auf 5 mm genau zu er— 
mitteln wären. Da auch von Beamten des hieſigen Hauptzollamtes 
dieſe Auffaſſung geteilt wurde, jo halten wir es für notwendig, Aus- 
kunft von zuſtändiger Stelle einzuholen, da ja die Flößerei in einigen 
Wochen beginnt und die Importeure unbedingt wiſſen müſſen, in 
welcher Weiſe die ſpezielle Deklaration vorzunehmen iſt. Wir ſelbſt 
ſind zwar überzeugt, daß die fraglichen Beſtimmungen ſich nur auf 
die Reviſion durch das Zollamt beziehen, denn eine Deklaration nach 
Stück würde die Vermeſſung ungemein verzögern und für eine ſo 
genaue Vermeſſung, wie ſie Abſ. 9 vorſchreibt, fehlen ja die Kubizier⸗ 
tabellen. Um jedoch darüber abſolute Sicherheit zu erhalten, bitten 
wir Ew. Hochwohlgeboren ganz ergebenſt, uns mitzuteilen, ob die 
vorerwähnten Beſtimmungen irgend eine Anderung in der Deklaration 
der Hölzer zur Folge haben oder ob die Deklaration der Weichſelhölzer 
nach den gleichen Grundſätzen, wie vor dem 1. März 1906 zu erfolgen 
hat. Wir werden Ew. Hochwohlgeboren zu beſonderem Danke ver— 
bunden ſein, wenn wir den erbetenen Beſcheid möglichſt bald erhalten 
könnten.“ 

Da der erbetene Beſcheid jedoch ausblieb, wandten wir uns 
Anfang Juni in nachſtehender Eingabe an den Herrn Finanzminiſter: 

„Nach Teil III Ziffer 4 der amtlichen Anleitung für die Zoll— 
abfertigung ſind die Maße der nach dem Feſtmeterinhalte zu verzollenden 
Erzeugniſſe der Forſtwirtſchaft bis auf 5 mm genau zu ermitteln; auch 
iſt der Feſtmeterinhalt bis auf Tauſendteile des Feſtmeters zu berechnen. 
Dementſprechend wird die Zollabfertigung des auf der Weichſel ein— 
gehenden Floßholzes jetzt gehandhabt, wodurch ſich erhebliche Schwierig— 
keiten bei der Abfertigung ſelbſt ergeben, zumal da weder die ent— 
ſprechenden Meßwerkzeuge noch die erforderlichen Kubiziertabellen zur 
Verfügung ſtehen. Nach dem Urteil aller Sachverſtändigen iſt nun 
eine derartig genaue Maßfeſtſtellung bei Floßholz unausführbar und 
ſie ergibt in den meiſten Fällen einen größeren Rauminhalt, als die 
Hölzer tatſächlich haben, ſo daß dadurch der Holzhandel in ungerecht— 
fertigter Weiſe belaſtet wird. Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehor- 
ſamſt, anordnen zu wollen, daß, in Abänderung der in der Anleitung 
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zur Zollabfertigung enthaltenen Beſtimmungen, für den Floßverkehr 
die bisherige, ſeit Jahrzehnten geübte Feſtſtellungsart, die nie zu Un— 
zuträglichkeiten geführt hat, beſtehen bleibe. Da ſich vorher wohl eine 
mündliche Erörterung nötig machen wird, ſo bitten wir Ew. Exzellenz, 
Tag und Stunde einer Audienz zu beſtimmen, in der eine Deputation 
von Intereſſenten Ew. Exzellenz in dieſer Angelegenheit Vortrag 
halten kann. Wir bemerken hierzu noch, daß wir die Handelskammer 
zu Berlin und das Vorſteher-Amt der Kaufmannſchaft zu Danzig 
gebeten haben, ſich unſerm Vorgehen anzuſchließen. 

Im Anſchluß hieran geſtatten wir uns, Ew. Exzellenz noch eine 
zweite Bitte vorzutragen, die ebenfalls die Zollabfertigung von Holz 
betrifft. Die mit der Bahn hier eingehenden Holztransporte werden 
nämlich faſt ausſchließlich nach Gewicht verzollt und genießen nicht die 
Erleichterungen, die Ew. Exzellenz für den Bezirk der Handelskammer 
zu Breslau im Oktober 1902 zugeſtanden haben. Wir bitten daher 
gehorſamſt, auch für den Provinzial-Steuerdirektionsbezirk Danzig an⸗ 
zuordnen, daß bei der zollamtlichen Eingangsabfertigung von Bau— 
und Nutzholz, das auf der Eiſenbahn eingeht, die Menge des antrag— 
mäßig nach Raummetern zu verzollenden Holzes durch Probeverwiegung 
und Vermeſſung eines Teils der Ladung ermittelt werde.“ 

Uns ging darauf unter dem 19. Juni folgender Beſcheid zu: 

„Aus Anlaß der Eingabe vom 5. d. Mts.,, betreffend die Ver— 
zollung von Holz, habe ich den Herrn Provinzialſteuerdirektor in 
Danzig um ſeine Außerung erſucht. Vor deren Eingange läßt ſich 
nicht beurteilen, ob Ihren auf die Abänderung der Beſtimmung über 
die Genauigkeit der Maßaufnahme gerichteten Wünſchen näher zu 
treten iſt. Unter dieſen Umſtänden halte ich auch eine perſönliche Er— 
örterung der Angelegenheit mit Ihrem Vertreter zurzeit für entbehrlich. 

Sollten Sie indes auf eine alsbaldige Erörterung Wert legen, 
ſo iſt der diesſeitige Referent, Herr Geheimer Oberfinanzrat Schmidt, 
werktäglich von 11 bis 2 Uhr bereit, Ihren Vertreter im Finanz- 
miniſterium zu empfangen. 

Hinſichtlich der Vorſchrift, wonach der Feſtmeterinhalt bis auf 
Tauſendteile des Feſtmeters zu berechnen iſt, iſt den Zollſtellen, wenn 
ſie ſich der Kubiktabellen des Berliner Holzkontors bedienen und in 
dieſen der Feſtmeterinhalt nur zu Hundertteilen angegeben iſt, die 
Feſtſtellung des Feſtmeterinhalts zu Hundertteilen bis auf weiteres 
geſtattet worden.“ 

Eines unſerer Mitglieder, dem ſich Vertreter der Handelskammer 
zu Berlin und Graudenz anſchloſſen, ſprach daraufhin bei Herrn 
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Geheimen Oberfinanzrat Schmidt vor, der zugab, daß die Anleitung 
des Bundesrats für die Verzollung der Floßhölzer nicht paſſe. Er 
empfahl den beteiligten Handelsvertretungen, eine Eingabe an das 
Reichsſchatzamt zu richten, was demnächſt geſchehen wird. 


Abfertigung der Holztransporte 


in Schillno. 


Ende Juli ſchrieben wir dem Königlichen Hauptzollamt in Thorn: 

„Durch das letzte Hochwaſſer auf der Weichſel iſt die Einfuhr 
von Traften zeitweiſe unmöglich geworden, und es haben ſich infolge— 
deſſen zwiſchen Nieszawa und Novydwor große Mengen von Holz 
angeſammelt, deren möglichſt glatte und ſchnelle Einfuhr zur Ver— 
hinderung einer Stockung dringend erwünſcht erſcheint. Es ſollen auf 
der genannten Strecke etwa 500 Traften lagern. Wie aus dem anliegen— 
den Rundſchreiben hervorgeht, wollen die Holzintereſſenten keine Mühe 
und Koſten ſcheuen, den Transport der Traften zu beſchleunigen, doch 
befürchtet man, daß hierbei die Abfertigung in Schillno ein Hindernis 
bilden könnte, da dort nur ein einziger Abfertigungsbeamter ſtationiert 
iſt, der noch dazu nur in der Zeit von 7 Uhr morgens bis 7 Uhr 
abends mit einer Unterbrechung von 2 Stunden Mittagszeit die ein— 
gehenden Transporte abfertigt. Dieſe Befürchtung erſcheint uns be— 
gründet, und wir geſtatten uns daher, das Königliche Hauptzollamt 
ganz ergebenſt zu bitten, wenigſtens für die nächſten Wochen, ſo lange 
der außergewöhnliche Andrang der Traften andauert, noch einen zweiten 
Abfertigungsbeamten nebſt den notwendigen Unterbeamten mit der 
Erledigung der Hölzer bei dem Nebenzollamt Schillno zu betrauen.“ 

Umgehend erwiderte das Hauptzollamt, daß es den Wünſchen 
der Handelskammer gern entgegenkommend für Verſtärkung des Be— 
amtenperſonals in Schillno Sorge getragen habe, ſo daß ſich die in 
Schillno vermehrt erforderlich werdenden Holzabfertigungen glatt und 
ohne Stocken erledigen laſſen würden. 


4. Berker mit Nußland. 


mißſtände im Futtermittelhandel 


mit Außland. 

Wie wir in unſerm letzten Jahresbericht (Seite 86 ff.) erwähnten, 
hatte ſich der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten bereit erklärt, die 
Kgl. Eiſenbahndirektion zu Bromberg anzuweiſen, die ihr zu bezeich— 
nenden deutſchen Handelskammern und die beteiligten ruſſiſchen Eiſen— 
bahnverwaltungen zu einer gemeinſamen Beratung über Beſeitigung 
der Mißſtände im Futtermittelhandel mit Rußland zuſammenzurufen. 


Da der Deutſche Handelstag ſich auf unſern Wunſch hiermit einver— 
ſtanden erklärte, lud die Bromberger Eiſenbahndirektion die Alteſten der 
Kaufmannſchaft Berlin, die Handelskammer zu Berlin, Breslau, Poſen, 
Sagan und Thorn, den Verein deutſcher Großhändler in Dünge- und 
Kraftfuttermitteln ſowie die Direktionen der Warſchau-Wiener-Eiſenbahn 
und der Weichſel-Staatseiſenbahnen zu einer Beratung ein, die am 
22. Juni in Thorn ſtattfinden ſollte. Die Tagesordnung lautete: 


Nr. 1. 
Fehlgewichte bei ruſſiſchen Futtermittelſendungen. 


Die Futtermittelſendungen aus Rußland gehen häufig mit ge— 
ringeren Gewichten als den im Frachtbrief verzeichneten auf den 
deutſchen Stationen ein. Um den hieraus entſtehenden fortgeſetzten 
Entſchädigungsanſprüchen ſeitens der deutſchen Empfänger vorzubeugen, 
iſt daher im verfloſſenen Jahre vereinbart worden, da Verwiegung 
beim Eingange der Sendungen von Warſchau in Alexandrowo nur 
noch unter gemeinſchaftlicher Aufſicht von ruſſiſchen und preußiſchen 
Beamten ausführen zu laſſen. Dieſe Maßnahme hat indes zu einer 
Verringerung der Fehlgewichte nicht geführt. Eine Beſſerung in dieſen 
den deutſchen Handel außerordentlich ſchädigenden Verhältniſſen könnte 
u. E. nur erzielt werden, wenn den preußiſchen Beamten ermöglicht 
würde, ſich durch Einſichtnahme in die Frachtbriefe davon zu überzeugen, 
daß das beim Eingang amtlich ermittelte Gewicht auch tatſächlich in 
den neuen Frachtbrief ab Alexandrowo nach Deutſchland eingetragen iſt. 

Da auch einzelne Wagen offenbar in Abweſenheit und ohne 
Benachrichtigung der preußiſchen Beamten verwogen werden, ſo iſt es 
erwünſcht, die Beteiligung der preußiſchen Beamten an dem Wiege— 
geſchäft durch ein beſonderes Reglement ein für allemal feſtzulegen. 

Außerdem würden Maßnahmen zu treffen ſein, daß die Güter— 
abfertigung Alexandrowo dann auch nur die bei der gemeinſchaftlichen 
Verwiegung feſtgeſtellten Gewichte in die neuen Frachtbriefe über— 
nimmt. 

Nr. 2. 
Gewicht der Vorſatzbretter. 


Es iſt wünſchenswert, das Gewicht, welches für die verwendeten 
Vorſatzbretter in Abzug zu bringen iſt, ein für allemal feſtzuſetzen. 
Der allgemeine Satz von 4 Pud iſt nicht immer zutreffend; in ein— 
zelnen Fällen iſt ein Gewicht von 9 Pud, ja bis zu 12 Pud, er— 
mittelt worden. 


Nr. 3. 
Feſtſtellung des Eigengewichts der Wagen vor der Umladung 
in Warſchau und Lowitſch. 


Eine völlig ſichere Gewichtsfeſtſtellung kann erſt erreicht werden, 
wenn vor der Umladung der Futtermittelſendungen in Warſchau und 
Lowitſch eine Verwiegung der leeren Wagen erfolgt. Die an den 
Wagen angeſchriebenen Eigengewichte ſind inſofern wenig maßgebend, 
als ſie durch Witterungseinflüſſe wie Regen, Eis und Schnee zu ſehr 
beeinflußt werden. 

Die Beſprechung fand am genannten Tage im Stadtverordneten— 
Sitzungsſaale in Thorn ſtatt unter dem Vorſitz des Herrn Eiſenbahn— 
direktions-Präſidenten Krüger. Die eingeladenen Eiſenbahnverwaltungen 
und Handelsvertretungen hatten ſämtlich Vertreter entſandt. 

Nach langen Verhandlungen erklärten ſich die Vertreter der 
Warſchau-Wiener-Eiſenbahnen damit einverſtanden, die Gewichts— 
differenzen bei den Futtermittelſendungen, die ſich beim Eingange in 
Ottlotſchin gegen die Gewichte des Alexandrowoer Frachtbriefs heraus- 
ſtellen, bei der Einhaltung des nachſtehenden Verfahrens zu erſtatten: 

Die Züge mit den Futtermittelſendungen ſind beim Eingange in 
Ottlotſchin ſofort auf das Zenteſimalwagegleis zu ſetzen, hier von der 
Steuer zu revidieren und dann über die Zenteſimalwage in der Weiſe 
zu drücken, daß während der Verwiegung jeder Wagen losgekoppelt 
iſt. Demnächſt findet in Thorn die Verwiegung der entleerten Wagen 
ſtatt und wird das ermittelte Gewicht in eine weitere Spalte der 
Ottlotſchiner Wiegeliſte eingetragen und durch Abzug das Nettogewicht 
der Ladung ermittelt. An der Verwiegung in Ottlotſchin und der 
Feſtſtellung der Wiegeliſte iſt ein Beamter der Warjchau-Wiener-Eijen- 
bahn teilzunehmen berechtigt; erſcheint derſelbe nicht, ſo hat die von 
dem preußiſchen Beamten allein vollzogene Wiegeliſte Gültigkeit. Dem 
preußiſchen Beamten in Alexandrowo wird Gelegenheit gegeben werden, 
daß das bei der erſten Verwiegung in Alexandrowo feſtgeſtellte Ge— 
wicht in die neuen Frachtbriefe ab Alexandrowo eingeſchrieben iſt. 

Auf die Anfrage hin, ob bei der Entſchädigung von Fehlmengen 
1 9% für Schwund in Abzug gebracht werden würde, äußerte ſich der 
Vertreter der Warſchau-Wiener-Eiſenbahn dahin, daß nur die Vergütung 
der 1 9% überſteigenden Fehlmengen in Frage komme und zwar ge— 
trennt für den erſten Frachtvertrag bis Alexandrowo und den weiteren 
von Alexandrowo nach Thorn. Durch jede neue Verwiegung werde 
die Möglichkeit zu Unſtimmigkeiten der Gewichtsfeſtſtellungen gegeben, 
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und daher jei der Abzug von 1 % Schwundgewicht für jeden Vor— 
trag begründet. 

Gegen dieſen doppelten Abzug des Schwundgewichts ſprachen 
ſich die Vertreter der Handelskammern energiſch aus, worauf der Ver— 
treter der Warſchau-Wiener-Eiſenbahn erklärte, für ½ Jahr nach In- 
krafttreten des neuen Verfahrens müſſe bei der Vergütung von Fehl— 
gewichten prinzipiell 2 % Schwundgewicht in Abzug gebracht werden; 
erweiſe ſich jedoch in dieſer Zeit der Abzug von 2 9% als zu hoch, jo 
ſolle die Herabſetzung auf 1 “% Schwundgewicht in Erwägung ge— 
zogen werden. 

Da die Verhandlungen ſich zu zerſchlagen drohten, erſuchte der 
Herr Vorſitzende die Vertreter des Handels mit ihm zu einer Sonder— 
beratung behufs endgültiger Erklärungsabgaben zuſammenzutreten. 
Nach Wiederaufnahme der gemeinſamen Verhandlung gab Herr Stadt— 
rat Dietrich namens der anweſenden Vertreter des Handels die Er— 
klärung ab, daß der Vorſchlag der Warſchau-Wiener Bahn, das neue 
Verfahren unter Abzug von 2 % Schwundgewicht auf 6 Monate ein- 
zuführen, angenommen werde. Er empfehle, nach 6 Monaten eine 
neue Zuſammenkunft einzuberufen, um feſtzuſtellen, welche Vorteile 
oder Nachteile das neue Verfahren für den deutſchen Futtermittelhandel 
gebracht habe. 

Auf die Anfrage, wann das neue Manko-Verfahren in Kraft 
treten ſolle, erklärte Herr Präſident Krüger, daß eine vierwöchige gegen— 
ſeitige Genehmigungsfriſt feſtzuſetzen ſein würde, innerhalb welcher die 
Zuſtimmung der beiderſeitigen Aufſichtsbehörden einzuholen ſei. Das 
neue Verfahren ſelbſt ſollte mit dem Beginn der Verwiegung in 
Ottlotſchin in Kraft treten. 

Nachdem noch eine kurze Beſprechung über den Wagenmangel 
auf den ruſſiſchen Bahnen ſtattgefunden hatte, wurde die Sitzung 
geſchloſſen. 


Grenzlegitimationsſcheine. 


Mitte Juni richteten wir folgende Anfrage an den Ruſſiſchen 
Konſul, Herrn Staatsrat von Loviagin in Thorn: 

Nach dem beſtehenden Handelsvertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und Rußland ſollen die von deutſchen Behörden innerhalb der 
Grenzen von 30 km ausgeſtellten Grenzlegitimationsſcheine zum Über— 
ſchreiten der Grenze an beliebigen Grenzübergängen berechtigen. Nun 
wird uns aber mitgeteilt, daß die ruſſiſche Paßbehörde in Alexandrowo 
deutſchen Untertanen aus Leibitſch und Gollub, die ſich eine Grenz— 
legitimationskarte an ihrem Heimatsort haben ausſtellen laſſen, den 
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Eintritt nach Rußland über Alexandrowo verweigert hätte. Es iſt 
wohl mit Sicherheit anzunehmen, daß, falls die Mitteilung zutrifft, 
dieſe Weigerung auf einem Verſehen des ruſſiſchen Beamten in Alex- 
androwo beruht, da das Vorgehen gegen den klaren Wortlaut des 
Handelsvertrages verſtößt. 

Ew. Hochwohlgeboren würden uns zu großem Danke verpflichten, 
wenn Sie feſtſtellen wollten, ob die geſchilderte Zurückweiſung deutſcher 
Reichsangehöriger, die mit in Leibitſch oder Gollub ausgeſtellten 
Grenzkarten nach Alexandrowo gekommen ſind, auf ein Verſehen oder 
auf eine prinzipielle, der unſeren entgegengeſetzten Auffaſſung der 
ruſſiſchen Paßbehörde zurückzuführen iſt.“ 

Der Konſul erwiderte darauf, daß nach den vorgenommenen Er— 
mittelungen keine Fälle vorgekommen ſeien, in denen man deutſche, 
mit Legitimationskarten aus Leibitſch oder Gollub verſehene Staats- 
angehörige nicht über Alexandrowo nach Rußland hineingelaſſen habe. 
Laut einer vor kurzem erſchienenen Verfügung des Zolldepartements 
in St. Petersburg könnten Grenzbewohner mit Legitimationsſcheinen 
beliebige Grenzübergänge paſſieren, jedoch ſeien ſie verpflichtet, durch 
denſelben Grenzpunkt nach der Heimat zurückzukehren, durch den ſie 
die Heimat verlaſſen haben. 


Einfuhr landwirtſchaftlicher Majchinen 


nach Außzland über Zollämter 

1. u. Il. Klafie. 

Unter dem 14. Juni baten wir den ruſſiſchen Konſul in Thorn, 
er möge ſich für eine Erleichterung der Einfuhr landwirtſchaftlicher 
Maſchinen und Geräte nach Rußland über Grenzzollämter II. und II. 
Klaſſe verwenden. Wir führten hierzu aus: 

„Unſere Maſchinenfabriken, die häufig über Lubicz, Dobrzyn und 
Karv landwirtſchaftliche Maſchinen und Geräte nach Rußland ausführen, 
haben uns mitgeteilt, daß dieſe Ausfuhr kürzlich erheblich erſchwert 
worden ſei durch eine Verfügung der Petersburger Oberzolldirektion, 
wonach die genannten Artikel ſelbſt bei Einfuhr in kleinſten Mengen 
nur unter Zuziehung eines Sachverſtändigen abgefertigt werden dürfen. 
Da ſolche Sachverſtändige aber nur den Zollämtern J. Klaſſe zugeteilt 
ſind, ſo wird die Einfuhr landwirtſchaftlicher Maſchinen über andere 
Zollämter namentlich bei kleinen Lieferungen faſt unmöglich gemacht, 
da die Koſten für den Sachverſtändigen ſich in jedem einzelnen Falle 
auf etwa 80 Mark belaufen, während es ſich bei den kleinern Trans- 
porten in der Regel nur im Werte von 50—200 Mark handelt. 
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Unter ſolchen Umſtänden können die Maſchinen meiſt nur auf 
dem Umweg über Alexandrowo eingeführt werden, und es entſtehen 
dadurch den Beſtellern, für die die Zollämter Lubicz, Dobrzyn und 
Karv günſtiger gelegen ſind, nicht unbedeutende Mehrkoſten. Zwar 
war auch vor dem Inkrafttreten des neuen Handelsvertrages die Be— 
ſtimmung in Kraft, daß landwirtſchaftliche Maſchinen und Geräte wegen 
des geringeren Zolls, den ſie gegenüber anderen Maſchinen zu zahlen 
haben, unter Zuziehung eines Sachverſtändigen zollamtlich abzufertigen 
waren, doch beſtand hierbei eine weſentliche Ausnahme. Durch Zirkular 
= Januar 1898, Nr. 633 über die Ge- 
nehmigung der Einfuhr landwirtſchaftlicher Geräte über Zollämter I. 
und III. Klaſſe war nämlich folgendes mitgeteilt worden: „Das Zoll— 
departement ſetzt das Zollreſſort behufs entſprechender Anordnungen 
in Kenntnis, daß der Herr Finanzminiſter auf Antrag des Departements 
befohlen hat, die Einfuhr einfacherer landwirtſchaftlicher Maſchinen und 
Geräte, wie Eggen, Pflüge, Säemaſchinen, Harken, Heuwender u. dergl. 
aus dem Auslande über Zollämter II. und III. Klaſſe ſowie über 
Grenzübergangspunkte ohne jedesmalige Herbeiziehung und Genehmigung 
von Sachverſtändigen der nächſtgelegenen Zollämter J. Klaſſe zuzu— 
laſſen.“ 

„Nun handelt es ſich bei der Einfuhr landwirtſchaftlicher Maſchinen 
über die oben erwähnten Zollämter J. und ll. Klaſſe hauptſächlich um ſolche 
einfachen Geräte, die von jedem Laien als landwirtſchaftliche Maſchinen 
erkannt werden können. Es kommen nämlich nach unſern Ermittelungen 
folgende landwirtſchaftliche Maſchinen und Geräte in Betracht: Hädjel- 
maſchinen, Roßwerke, Göpel, Dreſchmaſchinen, Kartoffeldämpfer, Mäh— 
maſchinen, Jätemaſchinen, Düngerſtreumaſchinen, Hackmaſchinen, 
Reinigungsmaſchinen, Milchzentrifugen, Pflüge, Ernterechen und Acker— 
walzen. Wir würden Ew. Hochwohlgeboren zu beſonderem Danke 
verbunden ſein, wenn Sie an zuſtändiger Stelle dafür eintreten wollten, 
daß landwirtſchaftliche Maſchinen und Geräte einfacherer Natur wie 
die obengenannten auch jetzt wieder ohne Zuziehung eines Sachver— 
ſtändigen von den Zollämtern II. und III. Klaſſe abgefertigt werden. 

Im Anſchluß hieran geſtatten wir uns, noch eine weitere Bitte 
vorzutragen. Nach uns ſoeben zugehenden Meldungen lehnen es 
plötzlich die Zollämter in Lubicz und Dobrzyn ab, Salz zu verzollen, 
da hierzu ein chemiekundiger Sachverſtändiger notwendig ſei, ein ſolcher 
ſich aber nur bei den Zollämtern J. Klaſſe befinde. Wir können nicht 
annehmen, daß ſich die ruſſiſche Zollverwaltung auf einen ſolchen 
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Standpunkt ſtellt. Jahrzehnte lang iſt Salz über die genannten Zoll— 
ämter nach Rußland eingeführt worden, und es haben ſich unſeres 
Wiſſens dabei niemals Mißhelligkeiten herausgeſtellt. Um Salz zu 
erkennen, bedarf es doch gewiß keines beſonderen Sachverſtändigen, 
um ſo weniger, als das zur Ausfuhr beſtimmte deutſche Salz unter 

. Zollverſchluß an der Grenze ankommt. Wir hoffen, daß es Ew. Hoch— 
wohlgeboren gelingen werde, auch dieſe Verkehrsſchwierigkeit bald zu 
beſeitigen.“ 

Eine Antwort iſt uns bis jetzt nicht zugegangen. 

Die Unruben in Bjeloſtok. 

Bei den umfangreichen geſchäftlichen Beziehungen zwiſchen Thorn 
und Bjeloſtok ſahen wir uns infolge der dortigen Unruhen veranlaßt, 
den Deutſchen Reichskanzler um Schutz der deutſchen Intereſſen zu 
bitten. Daraufhin erhielten wir durch den Herrn Regierungs-Präſidenten 
in Marienwerder folgenden Beſcheid: 

„Auf die an den Deutſchen Reichskanzler gerichtete Eingabe vom 
19. Juni, J-Nr. 1539, betreffend Gefährdung Deutſchen Kapitals 
durch die Vorgänge in Bßjeloſtok, teile ich der Handelskammer im Auf: 
trage des Herrn Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten mit, daß 
der Kaiſerliche Botſchafter in St. Petersburg bereits auf die erſten 
Nachrichten von den Vorgängen von dem genannten Herrn Minijter 
angewieſen worden ſei, bei der ruſſiſchen Regierung auf ſchleunige und 
wirkſame Maßnahmen zum Schutze der in Bjeloſtok befindlichen Deutſchen 
und der dort angelegten deutſchen Kapitalien zu dringen. 

Der Botſchafter hat dieſen Auftrag ausgeführt und von der 
ruſſiſchen Regierung die Zuſage erhalten, daß die erforderlichen Vor— 
kehrungen ungeſäumt getroffen würden.“ 


5. Innere Angelegenheiten. 
Baushaltungsplan für 1906/07. 

Nach § 31 des Geſetzes über die Handelskammern bedarf es 
einer vorgängigen Genehmigung des Miniſters für Handel und Ge— 
werbe, wenn die Beſchaffung des Aufwandes für ein Jahr einen zehn 
Prozent der Gewerbeſteuer überſteigenden Zuſchlag zu derſelben er— 
fordert. Da nun nach dem Beſchluß der Vollverſammlung vom 7. 
Juli 18 9% als Zuſchlag zur Gewerbeſteuer erhoben werden ſollen, 
ſo war die Genehmigung des Herrn Handelsminiſters einzuholen, die 
wir in nachſtehendem Schreiben erbaten: 

„Ew. Exzellenz überreichen wir in der Anlage gehorſamſt in 
dreifacher Ausfertigung unſern in der Plenarſitzung vom 7. d. Mts. 
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angenommenen Haushaltungsplan für das Jahr 1906 mit der Bitte, 
gemäß $ 31 des Geſetzes über die Handelskammern auch in dieſem 
Jahre die Erhebung eines Zuſchlags von 18 9% der Gewerbeſteuer 
als Handelskammerbeitrag hochgeneigteſt genehmigen zu wollen. 
Ew. Exzellenz haben zwar in der hohen Verfügung vom 20. Oktober 
1905 — J.-Nr. II a 4343 — die Erwartung ausgeſprochen, daß wir 
bei künftigen Haushaltsvorſchlägen die Grenze eines löprozentigen 
Zuſchlags nicht überſchreiten würden; es iſt uns das jedoch in dieſem 
Jahr gänzlich unmöglich, da die notwendigen Ausgaben ſich vermehrt 
haben, während das Gewerbeſteuerſoll noch etwas geringer geworden 
iſt als im Vorjahre. 

Zur Erläuterung der einzelnen Ausgabe- und Einnahmepoſten 
geſtatten wir uns, folgendes vorzutragen: 

Der Ausgabetitel 1 Gehalt iſt faſt unverändert geblieben; da— 
gegen haben wir den Titel Jahresbericht auf 1250 Mark erhöhen 
müſſen, da wir beſchloſſen haben, künftig Vierteljahresberichte heraus— 
zugeben. Da die Koſten des Jahresberichts 800 Mark, die eines 
Vierteljahresberichtes, von denen im Steuerjahr noch drei erſcheinen 
werden, etwa 150 Mark betragen werden, ſo ſind insgeſamt an Aus⸗ 
gaben 1250 Mark einzuſetzen. Bei dem zunehmenden Geſchäftsverkehr 
der Kammer haben auch die Portokoſten zugenommen. Die im Vor⸗ 
jahre eingeſetzten 200 Mark waren unzureichend; es ſind vielmehr 
gegen 250 Mark ausgegeben worden, weshalb die gleiche Summe 
auch in dem diesjährigen Haushaltungsplan einzuſetzen war. Den 
Titel IV, Beiträge an Vereine, konnten wir auf 1200 Mark herabſetzen, 
da ein einmaliger Beitrag für eine kaufmänniſche Fortbildungsſchule 
in Höhe von 150 Mark in dieſem Jahr in Wegfall kommt. 

Titel V bedarf einer eingehenderen Erörterung. Wir haben bisher 
ſtets zu Miete gewohnt und hatten dafür in den letzten Jahren in— 
folge großen Entgegenkommens des Vermieters nur 450 Mark zu 
zahlen. Da jedoch der Sitzungsſaal für die Zahl unſrer Mitglieder 
zu klein wurde und die Räume auch ſonſt beengt waren, haben wir 
Ende v. J. beſchloſſen, ein Haus zu erwerben. Durch die Überſiedlung 
der Reichsbankſtelle Thorn in ihr neues Geſchäftsgebäude erhielten 
wir eine günſtige Gelegenheit zum Hauskauf, und wir haben deshalb 
das frühere Geſchäftsgebäude der Reichsbankſtelle, Seglerſtraße 1, für 
den Preis von 60000 Mark erworben. Das zum Kaufe notwendige 
Geld haben wir zum Teil (40000 Mark) geliehen, zum Teil unſerm 
Vermögen entnommen. Durch den Umbau des Hauſes werden uns 
noch etwa 10000 Mark Koſten entſtehen. Unſre Geſchäftszimmer haben 
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wir in das Erdgeſchoß des Hauſes gelegt und haben das erſte und 
zweite Stockwerk vermietet. Unſre Koſten für Wohnung haben ſich 
dadurch natürlich vermehrt, und ſie werden ſpäterhin nach Abzug der 
Mietseinnahmen an der Verzinſung und den ſonſtigen Unkoſten jährlich 
etwa 1000 Mark betragen. Da wir erſt am 1. Juli 1906 überſiedeln 
konnten und die von uns vermietete Wohnung im 2. Stock im Juli, 
die im 1. Stock erſt am 1. Oktober bezogen wird, ſo würden ſich die 
Koſten für das laufende Jahr auf etwa 2000 Mark belaufen. Wir 
haben jedoch nur 1000 Mark eingeſtellt und mit den andern 1000 
Mark unſer Schuldkonto belaſtet. 

Titel VI ijt von 300 Mark auf 460 Mark erhöht worden, da 
wir eine ſtändige Schreibhülfe anſtellen mußten. Die Titel VII und 
IX ſind unverändert geblieben, während wir Titel VII um 200 Mark 
erhöht haben, da namentlich die Vermehrung unſrer Bibliothek größere 
Koſten verurſacht. 

Titel I der Einnahmen konnten wir von 1096 Mark auf 1844 
Mark erhöhen, Titel II von 100 auf 150 Mark. Trotzdem iſt es nicht 
möglich, mit einen Zuſchlag unter 18 % auszukommen, da das Ge— 
werbeſteuerſoll mit 67355 Mark noch etwas hinter dem des Vorjahres 
zurückbleibt. Bei dem Aufſchwung, den das wirtſchaftliche Leben in 
unſerm Bezirk zu nehmen ſcheint, iſt zwar eine allmähliche Erhöhung 
des Gewerbeſteuerſolls zu erwarten, doch werden erhebliche Wirkungen 
erſt nach Fertigſtellung des Holzhafens und des Zentralbahnhofs 
Mocker zu ſpüren ſein. Für das laufende Jahr werden wir aber zur 
Deckung unſrer Ausgaben einen Zuſchlag von 18 % erheben müſſen.“ 


Bildung eines neuen Wahlkreiſes. 


In Ausführung des Beſchluſſes der letzten Plenarverſammlung 
richteten wir unter dem 17. Juli nachſtehende Eingabe an den Herrn 
Miniſter für Handel und Gewerbe: 

„Unſre Kammer zählt ſeit dem Jahre 1871 12 Mitglieder, die 
durch Verfügung des Herrn Handelsminiſters vom 30. November 1898 
bei der Ausdehnung des Bezirks auf die Kreiſe Brieſen, Culm, Stras— 
burg und Löbau auf 20 vermehrt wurden, wobei jedem der neuen 
Kreiſe das Recht zugeſprochen wurde, 2 Mitglieder zu wählen. Da 
nun vor einigen Jahren die Stadt Thorn aus dem Kreiſe Thorn 
ausgeſchieden iſt und einen beſondern Stadtkreis bildet, hat jetzt der 
Kaufmänniſche Verein Culmſee bei uns den Antrag geſtellt, den Land— 
kreis Thorn zu einem ſelbſtändigen Wahlbezirk zu geſtalten mit der 
Berechtigung, zwei Mitglieder zur Handelskammer zu wählen. 
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Wenn nun auch die Trennung des alten Kreiſes Thorn in 
Stadt und Landkreis keine Anderung in den wirtſchaftlichen Verhält— 
niſſen von Handel und Induſtrie zur Folge hatte, ſo wären wir doch 
nicht abgeneigt, das Wahlſtatut dem Antrage gemäß zu ändern, zu— 
mal da das Gewerbeſteuerſoll des Landkreiſes Thorn noch etwas 
größer iſt, als das in den Kreiſen Culm, Brieſen, Löbau und Stras— 
burg. Wir könnten den Antrag aber nur dann annehmen, wenn die 
2 Mitglieder für den Landkreis Thorn durch Vermehrung der Ge— 
ſamtzahl der Handelskammermitglieder gewonnen werden könnten. 
Sollte jedoch dem Antrag Culmſee nur dadurch entſprochen werden 
können, daß künftig im Stadtkreis Thorn nur 10 anſtatt 12 Mitglieder 
gewählt werden würden, ſo würden wir von der Anderung des Wahl— 
ſtatuts abſehen. Eine Verringerung der Thorner Mitglieder wäre 
nämlich geeignet, die Geſchäftsfähigkeit der Kammer zu ſchädigen, denn 
naturgemäß konzentriert ſich die Tätigkeit der Kammer in Thorn, und 
bei den zahlreichen Kommiſſionsſitzungen ſind wir in erſter Reihe auf 
die in Thorn wohnenden Mitglieder angewieſen. Wenn auch aus— 
wärtige Mitglieder an den Kommiſſionen beteiligt ſind, ſo hat doch 
die Erfahrung gezeigt, daß man nur in ſeltenen Fällen auf ihr Er— 
ſcheinen rechnen kann. Wir würden daher eine Verminderung der in 
Thorn wohnenden Mitglieder für bedenklich halten. 

Nun erſcheint es uns freilich angeſichts der Beſtimmung des § 2 
des Geſetzes über die Handelskammern fraglich, ob Ew. Exzellenz einen 
Antrag auf Vermehrung der Kammermitglieder ohne daß gleichzeitig 
eine Erweiterung des Bezirks ſtattgefunden hat, werden ſtattgeben 
können. Falls dies zuläſſig ſein ſollte, ſo bitten wir Ew. Exzellenz 
gehorſamſt, verfügen zu wollen, daß die Zahl unſrer Mitglieder künftig 
22 betrage und daß die beiden neuen Mitglieder von den Wahl— 
berechtigten des Landkreiſes Thorn zu wählen ſind. Wir würden 
dann unſer Wahlſtatut demgemäß in der nächſten Plenarſitzung ab— 
ändern und Ew. Erzellenz zur Genehmigung einreichen.“ 


Sachverſtändige für Futtermittel. 


Als Sachverſtändige für Futtermittel ſind von uns die Herren 
Otto Neddermeyer, Emil Sittenfeld und Max Wollenberg verpflichtet 
worden. 
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M 
IV. Verſchiedenes. 


4 Fuſammenſtellung der geltenden Handels, 
Foll⸗, Schiffahrts⸗ und Konjular- 
verträge mit dem Ausland. 
Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe ließ unter dem 11. 
Juni den Handelsvertretungen folgendes Rundſchreiben zugehen: 
„Das Reichsamt des Innern hat die Herausgabe einer Zuſammen— 
ſtellung der geltenden Handels-, Zoll-, Schiffahrts- und Konſularver— 
träge des Deutſchen Reiches und einzelner Bundesſtaaten mit dem 
Ausland unternommen. Die Zuſammenſtellung erſcheint demnächſt 
unter dem Titel „Die Handelsverträge des Deutſchen Reichs“ in einem 
Bande von etwa 85 Druckbogen 89 Umfang im Verlage der König— 
lichen Hofbuchhandlung von E. S. Mittler & Sohn, Berlin SW 12, 
Kochſtraße 68 — 71, und kann im Buchhandel geheftet zum Preiſe von 
12 Mark und gebunden zum Preiſe von 13,50 Mark bezogen werden. 
Die Zuſammenſtellung wird insbeſondere jetzt nach dem Inkraft— 
treten der neuen Verträge willkommen ſein. Auf ihre Handlichkeit iſt 
in erſter Linie Bedacht genommen. Von der mehrſprachigen Wieder— 
gabe der Vereinbarungen iſt deshalb abgeſehen, auch ſind von reinen 
Konjularverträgen, deren Erwähnung immerhin zweckmäßig erſchien, 
ſowie von minderwichtigen Abkommen, ſofern dieſe aus dem Reichs— 
geſetzblatt entnommen werden können, nur Titel und Quelle ange— 
geben. Internationale Abkommen ſind ſo weit berückſichtigt, als das 
Verſtändnis es erfordert oder Handels- und Verkehrsbeſtimmungen 
daraus in Betracht kommen. 
Ich erſuche die Handelsvertretungen, die beteiligten Kreiſe in ge— 
eigneter Weiſe auf das Werk aufmerkſam zu machen.“ 


Telegrammverkehr zwiſchen Thorn 
und Mocker. 


Nach einer Mitteilung der Kaiſerlichen Ober-Poſtdirektion zu 
Danzig werden von Ende Juni d. J. ab die Taxen für Stadt— 
telegramme auf den Telegrammverkehr zwiſchen Thorn und Mocker 
angewandt. Die Gebühr für ein Taxwort in einem gewöhnlichen 
Telegramm beträgt demnach 3 Pfg., die Mindeſtgebühr für ein ſolches 
Telegramm 30 Pfg. 
mülheim (Rhein) und Mülheim (Ruhr). 


f Das Reichspoſtamt hat Anfang Mai den Handelskammern und 
kaufmänniſchen Korporationen das nachſtehende Schreiben überſandt: 
1 „Die bisher zur Fernhaltung von Verwechſelungen der Orts— 
namen Mülheim (Rhein) und Mülheim (Ruhr) getroffenen Maß⸗ 
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nahmen haben leider nicht den erwünſchten Erfolg gehabt. Noch 
immer geht bei den Poſtämtern dieſer beiden Orte täglich eine erheb— 
liche Zahl von Sendungen mit unrichtiger oder ungenauer oder gänz— 
lich fehlender Zuſatzbezeichnung ein. Sogar größere Handelsfirmen 

laſſen noch die nötige Sorgfalt in der Adreſſierung der Sendungen 
vermiſſen. 


Das Reichs-Poſtamt hat ſich infolgedeſſen genötigt geſehen, nun— 
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mehr folgendes anzuordnen: 


An den Poſtſchaltern ſind alle Sendungen nach Mülheim zu— 
rückzuweiſen, die nicht den Zuſatz „(Rhein)“ oder „(Ruhr)“ 
deutlich und ohne Abkürzung tragen. 


„Alle durch die Briefkaſten aufgelieferten oder durch die Land— 


briefträger, Poſtbegleiter uſw. eingeſammelten gewöhnlichen 
Brieſſendungen, die nicht unzweideutig erkennen laſſen, ob ſie 
nach Mülheim (Rhein) oder Mülheim (Ruhr) beſtimmt ſind, 
werden nicht abgeſandt, ſondern den Abſendern als zur Be— 
förderung ungeeignet zurückgegeben. 


3. Sendungen, deren Empfänger an dem angegebenen Be— 


ſtimmungsort nicht zu ermitteln iſt, werden nicht verſuchsweiſe 
nach dem andern Orte Mülheim weitergeſandt, ſondern nach 
den Beſtimmungen des $ 45 der Poſtordnung als unbeſtellbar 
behandelt. 


Das Reichs-Poſtamt erſucht ergebenſt, dortſeits erneut auf die 


Kaufmannſchaft dahin einzuwirken, daß bei der Adreſſierung der 
Sendungen nach Mülheim die größte Sorgfalt auf die richtige und 
genaue Angabe der zuſätzlichen Bezeichnung verwendet wird.“ 


Eröffnung von Neichsbanknebenſtellen. 


In den Monaten Mai, Juni und Juli ſind in folgenden Städten 


Reichsbanknebenſtellen mit Kaſſeneinrichtung und beſchränktem Giro— 
verkehr eröffnet worden. 


Datum r | abhängig von 

1. Mail Straubing Reichsbankhauptſtelle München 
1. „Varel (Oldenb.) Reichsbankſtelle Emden 

10. „ Ansbach si Nürnberg 

14. „ Frauſtadt 1 Glogau 

15. „ Coldiz Reichsbankhauptſtelle Leipzig 
2. Juli] Bleicherode Reichsbankſtelle Nordhauſen 


Zabrze 1 Gleiwitz 


il 


+ 
1 


il 


Datum | Det | abhängig von 
16. Juli] Ingolſtadt | Reichsbankhauptſtelle München 
16. „ | Zielenzig Reichsbankſtelle Frankfurt a. O. 


Bandelsjchule in Thorn. 


Am 18. Oktober d. J. werden an der Gewerbeſchule zu Thorn 
zwei Abteilungen, nämlich die Bauſchule und die Handelsſchule er— 
öffnet werden. Dem uns von der Direktion der Gewerbeſchule zur 
Verfügung geſtellten Lehrplan der Handelsſchule entnehmen wir 
folgendes: 

„Die Handelsſchule hat den Zweck, ihren Schülern und 
Schülerinnen eine theoretiſche und praktiſche Ausbildung in dem Um— 
fange zu geben, wie ſie zur verſtändnisvollen Erledigung ſämtlicher 
kaufmänniſchen Lehrlingsarbeiten erforderlich iſt. 

Es werden 2 getrennte Kurſe, der eine für junge Leute, der 
andere für junge Mädchen, eingerichtet. Die Unterrichtsdauer des 
Kurſus für junge Leute währt 1 Jahr, der für junge Mädchen 2 
Jahre. 

In die Kurſe werden Schüler und Schülerinnen aufgenommen, 
welche der allgemeinen Schulpflicht genüge geleiſtet haben und 
entweder bereits in kaufmänniſchen Geſchäften tätig waren oder ſich 
nach erfolgreichem Beſuche der Kurſe einem kaufmänniſchen Berufe zu 
widmen gedenken. Nach erfolgreichem Beſuche der Handelskurſe ſind 
Kaufmannslehrlinge und Gehilfen in Thorn von dem Beſuche der 
kaufmänniſchen Fortbildungsſchule befreit. 

Die Kurſe werden erſtmalig am 18. Oktober 1906 eröffnet. Die 
Ferien fallen im allgemeinen mit denen der hieſigen Schulen zu— 
ſammen. 

Am Schluſſe jedes Schuljahres erhalten die Schüler und 
Schülerinnen ein Zeugnis, das außer dem Urteil über Betragen, Fleiß 
und Aufmerkſamkeit die Angabe enthält, ob der Kurſus mit Erfolg 
beſucht wurde. 

Das Schulgeld beträgt für jeden Kurſus: 


a) für den Unterricht in den Pflichtfächern Mk. 100 jährlich, 
8 5 in der franzöſiſchen Sprache „ 20 „ 
n u N in der engliſchen Sprache „ 20 „ 


Dasſelbe iſt an die Kaſſe der Gewerbeſchule ſpäteſtens am Tage 
des Eintritts abzuführen. 
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Späterer Eintritt oder früherer Abgang, ebenſo Verweiſung aus 
der Anſtalt, begründen niemals Anſpruch auf Ermäßigung oder Rück— 
zahlung des Schulgeldes. 

Nachweislich bedürftigen Schülern kann das Schulgeld teilweiſe 
oder ganz nach Maßgabe der verfügbaren Mittel erlaſſen werden, 
wenn ſie im Abgangszeugnis der zuletzt beſuchten Schule 

für Betragen, Fleiß und Aufmerkſamkeit die beſten Noten und 
für die Leiſtungen wenigſtens genügende Noten 
erhalten haben. 

Geſuche um Freiſtellen oder Schulgeldermäßigung ſind vom Bitt— 
ſteller ſelbſt zu verfaſſen, eigenhändig zu ſchreiben und mindeſtens zwei 
Monate vor Beginn des Schuljahres dem Direktor der Gewerbeſchule 
einzureichen. 

Dem Geſuche müſſen beigefügt werden: 

1. Das Abgangszeugnis der zuletzt beſuchten Schule, 

2. ein von der zuſtändigen Behörde des Heimatsortes ausge— 
ſtelltes Bedürftigkeitszeugnis, aus welchem die Einkommen— 
und Familien verhältniſſe des Bittſtellers bezw. ſeiner Eltern 
erſichtlich ſind. 

Zur Aufnahme in den Kurſus für junge Leute und in die 

Unterſtufe des Kurſus für Mädchen iſt mindeſtens erforderlich: 

1. die Vollendung des 14. Lebensjahres; 

2. der erfolgreiche Beſuch der 1. Klaſſe einer ſechsklaſſigen Volks— 
oder Bürgerſchule. 

Ausnahmsweiſe können in dieſe Stufen auch ſolche junge Leute 
oder Mädchen Aufnahme finden, die ihre Bildung ganz oder teilweiſe 
durch häuslichen Unterricht erworben haben, falls ſie in einer Auf— 
nahmeprüfung einen genügenden Grad allgemeiner Bildung in der 
deutſchen Sprache, im Rechnen und in der Geographie nachweiſen. 

In die Oberſtufe der Mädchenkurſe können ſolche junge Mädchen 
unmittelbar Aufnahme finden, welche mindeſtens 15 Jahre alt ſind 
und eine beſſere allgemeine Vorbildung beſitzen, wenn ſie in einer 
Aufnahmeprüfung die erforderlichen Kenntniſſe nachweiſen. Dieſer 
Prüfung brauchen ſich diejenigen Aufnahmeſuchenden nicht zu unter— 
ziehen, welche die 1. Klaſſe einer Mittel- oder Töchterſchule mit Erfolg 
beſucht haben, wenn ſeit dem Verlaſſen dieſer Schule nicht mehr als 
2 Jahre verſtrichen ſind. 

Die Anmeldung zum Schulbeſuch muß ſchriftlich unter Benutzung 
des beigefügten Anmeldebogens möglichſt frühzeitig erfolgen, da nur 
eine beſchränkte Anzahl Schüler und Schülerinnen aufgenommen wird. 
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Der Anmeldebogen iſt von dem Aufnahmeſuchenden unter ge— 
nauer Beachtung des Vordruckes vollſtändig und eigenhändig in der 
Form des beigegebenen Muſters auszufüllen, zu unterſchreiben und 
ebenſo wie alle die Schule betreffenden Sendungen, nicht an die per— 
ſönliche Adreſſe des Direktors, ſondern an die Direktion der Gewerbe— 
ſchule zu Thorn poſtfrei einzuſenden. Zuſendungen mit unzureichenden 
Poſtwertzeichen werden nicht angenommen. 


Die Aufnahmeſuchenden haben dem Anmeldebogen beizufügen: 


1. den Geburtsſchein oder eine andere Urkunde, aus der das 
Alter zweifellos erſichtlich iſt; 

2. Zeugniſſe über den Schulbeſuch (Abgangszeugnis der zuletzt 
beſuchten Volks-, Mittel- oder höheren Schule); 

3. einen ſelbſtändig verfaßten und eigenhändig geſchriebenen 
Lebenslauf; 

4. Zeugniſſe über praktiſche Beſchäftigung, wenn der oder die 
Aufnahmeſuchende bereits in einem kaufmänniſchen Geſchäfte 
tätig war. 


Der Unterricht erſtreckt ſich auf die folgenden Fächer: 


a) Kurſus für junge Teute. 


Le 6 rgegenſt än de 1. Halbjahr 2. Halbjahr 
Std. Std. 
Deutſche Sprache Antenne 4 — 
Deutſche Korreſponden zzz 3 4 
Kaufmänniſches Rechnen man 5 4 
Buchführung, einfache. 4 5 
Buchführung, doppe leine 8 6 
Hondelsgeograp hie 2 2 
Schön- und Rundſchreiben. . . 8 4 — 
Maſchinenſchreiben und Stenographie 6 8 
Handels-, Waren- und Wechſelkunde = 4 
zuſammen in jeder Woche 28 28 
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Werne 


Deutſche Sprache 

Deutſche Korreſpondenz 

Kaufmänniſches Rechnen. 

Buchführung, einfache. 

Buchführung, doppelte 

Handelsgeographie . \ 

Schön- und Rundſchreiben 8 

Maſchinenſchreiben und Stenographie 

Handels-, Waren- und Wechſelkunde 

Handarbeits- und Kochunterricht . 
wöchentliche Pflichtſtunden 


Franzöſiſche Sprache. 
Engliſche Sprache. 


Wahlfreie Jächer. 
(Dieſe werden nur bei genügender Beteiligung gelehrt.) 


b) Kurſus für junge Mädchen. 


1. Jahr 


Std. 


— — 5 — 


— e S 


O 


30 


2. Jahr 
Std. 


V. Die Lage der einzelnen Geſchäftszweige. 


Das Getreidegeſchäft war in den Monaten Mai bis Juli im Getreide 
allgemeinen ruhig und wenig nutzbringend, da namentlich die Ausſicht handel. 


auf eine gute Ernte verſtimmend wirkte. Die mangelhafte Qualität 
des Roggens verhinderte den Verſand auf größere Entfernungen, da— 
zu kam noch, daß Landwirte und Händler gerade in dieſer Frucht auf 
eine Erhöhung der Preiſe gerechnet und ſich infolgedeſſen ein kleineres 
oder größeres Lager gehalten hatten. Bei der ſehr zeitig einſetzenden 
außergewöhnlich heißen Witterung mußte man jedoch ein Verderben 
des Roggens befürchten, weshalb man ſich der Beſtände ſo raſch wie 
möglich zu entledigen ſuchte. Es herrſchte daher bald ein ſtarkes 
Angebot, das im Verein mit den guten Ausſichten der neuen Ernte 
die Preiſe erheblich herabdrückte. Hatten die Händler den aufgelieferten 
Roggen durchſchnittlich mit 150 Mark für die Tonne bezahlt, jo er- 
zielten ſie jetzt höchſtens 135 Mark. 

Das Gerſtengeſchäft hat in dem letzten Vierteljahr faſt vollſtändig 
aufgehört, da die Vorräte überall geräumt waren. 

Auch die Weizenvorräte unſerer Gegend waren faſt vollſtändig 
geräumt worden, jo daß unſre Mühlen Weizen von auswärts, nament⸗ 
lich von Königsberg beziehen mußten. Der Preis ſtieg auf 191— 195 
Mark, ohne daß jedoch unſer Getreidehandel davon Nutzen gehabt 
hätte, da eben Vorräte nicht vorhanden waren und die Mühlen ſich 
ſelbſt eindeckten. 

Die neue Ernte entſprach nach Menge und Beſchaffenheit den 
Erwartungen. Roggen und Weizen wurden gut hereingebracht, gaben 
einen befriedigenden Körnerertrag und zeigten ziemlich hohes ſpezifiſches 
Gewicht. Die Preiſe waren hoch und zogen bald große Mengen an 
den Markt, die mit Nutzen nach Danzig und Königsberg abgeſetzt 
werden konnten, ſoweit ſie nicht von unſern Mühlen aufgenommen 
wurden. Die Weizenpreiſe ſind, nachdem viel Weizen an den Markt 
gekommen iſt, etwas gefallen, doch iſt weder bei Weizen noch bei 


Getreide: 
müllerei. 


Roggen eine erhebliche Verbilligung zu erwarten, da Rußland wohl 
nur wenig liefern wird. 

Gerſte und Hafer ſind gut hereingekommen und einiges iſt auch 
ſchon an den Markt gebracht worden, doch wenn man auch ziemlich 
gute Qualitäten erwarten darf, ſo dürfte doch die Menge der Sommerung 
den gehegten Erwartungen nicht entſprechen, da bei der anhaltenden 
Dürre das Sommergetreide zum Teil einer Notreife unterlag. 

Der Export von Gerſte wird unſerm Getreidehandel durch die 
neuen Zollbeſtimmungen, wonach bei der Ausfuhr von Gerſte, gleich— 
gültig ob es ſich um Malzgerſte oder um andere Gerſte handelt, nur 
13 Mark für die Tonne vergütet werden, während der Zollſatz für 
Malzgerſte 40 Mark beträgt, gänzlich unmöglich gemacht. Falls dieſe 
unbillige Beſtimmung nicht abgeändert werden ſollte, müßte für Thorn 
die Wiederzulaſſung von Tranſitlägern für Getreide angeſtrebt werden. 

Wie aus dem Bericht über den Getreidehandel hervorgeht, war 
die Beſchaffung von Rohmaterial für die Weizenmüllerei vor der Ernte 
ſehr ſchwierig. In unſrer Gegend ſelbſt waren Vorräte nicht vor— 
handen, und Ruſſiſch-Polen hatte ſich vor Inkrafttreten der neuen 
Handelsverträge derartig von Getreide entblößt, daß namentlich im 
Weizen ſo gut wie nichts mehr von dort hereinkam. Die Knappheit 
war für die Mühlen um ſo größer, als die Läger infolge erhöhten 
Verbrauchs von Weizenmehl zur Aufbeſſerung des ſchlechtbackenden 
Roggenmehls ſehr gelichtet waren. Die ſich nun entwickelnde Preis— 
treiberei beſchränkte ſich auf Weſtpreußen und einen kleinen Teil von 
Oſtpreußen und Poſen. Zwar fand auch das Weizenmehl mehr Be— 
achtung als früher, doch war es nicht möglich, dafür Preiſe zu erzielen, 
die denen des Rohmaterials entſprachen. Dieſem unerquicklichen Zu— 
ſtande machte glücklicherweiſe die neue Ernte, die ungefähr drei Wochen 
vor dem normalen Termin eintrat, ein raſches Ende, da neue Ware 
bald auf den Markt gebracht wurde. 

Während der alte Weizen bis zuletzt bei guter Behandlung eine 
zufriedenſtellende Ware geliefert hatte, bereitete die Vermahlung des 
alten zum Teil dumpfigen Roggens dem Müller viel Mühe und 
Sorge. Um das Mehl einigermaßen gebrauchsfähig zu machen, mußten 
einige Prozente der Ausbeute eingebüßt werden. Da jedoch die Mehl— 
preiſe ſich verhältnismäßig gut hielten und auch der Abſatz nichts zu 
wünſchen übrig ließ, ſo haben die Mühlen auch mit dem Roggenmehl 
noch leidlich abgeſchnitten und trotz der geringen Haltbarkeit des 
Fabrikats verhältnismäßig wenig Umſtände gehabt. Mit der Zufuhr 
des neuen Roggens hat ſich die Lage noch beſſer geſtaltet, da nun 


eine bedeutend ſchönere Ware hergejtellt werden kann, und wenn auch 
der Preis für Roggenmehl etwas gefallen iſt, ſo iſt der Nutzen doch 
noch größer geworden, weil die Ausbeute jetzt eine höherprozentige iſt. 


Unter den Sämereien ſpielte für unſre Landwirtſchaft Rotklee sa mereien 


die Hauptrolle. Dieſer ſtand bis Anfang Februar recht hoch im Preiſe, 
denn man zahlte im Großhandel etwa 64 Mark für den Zentner. 
Als es ſich herausſtellte, daß man hier weſentlich mehr geerntet hatte, 
als man vorher angenommen, und als gleichzeitig aus dem Auslande, 
namentlich aus Südrußland und Galizien, große Partieen beſter Ware 
herankamen, ſanken die Preiſe ſchnell um etwa 10 Mark für den 
Zentner. Sie konnten ſich auch nicht wieder erholen, bröckelten viel- 
mehr bis in den Juli hinein noch weiter ab. Die Händler, die ſich 
vor dem Preisſturz eingedeckt hatten, mußten infolgedeſſen ihre Ware 
mit nicht unbeträchtlichem Verluſte losſchlagen. 

Bei Weißklee, der hier ſtets in Überſchuß geerntet wird und von 
dem regelmäßig bedeutende Poſten nach den großen Verkaufsplätzen 
Berlin, Breslau, Hamburg, Stettin abgeſetzt werden, war die Markt⸗ 
lage ähnlich, nur daß der Preisdruck noch etwas früher einſetzte. 
Während in der vorjährigen Saiſon 50 Mark für den Zentner bezahlt 
wurden, ſtiegen im Herbſt die Preiſe bis auf 60 Mark. Bald zeigte 
es ſich jedoch auch hier, daß der Erdruſch über Erwarten groß war, 
und das ſtärkere Angebot drückte die Preiſe bald wieder herab, ſo daß 
guter Weißklee nach Schleſien und Sachſen Ende der Berichtsperiode 
mit 45 Mark verkauft wurde. Der Umſatz im Bezirk dürfte dem des 
Vorjahres etwa gleichkommen. 

Wundklee iſt in unſrer Gegend faſt garnicht geerntet worden, 
und es mußte daher der Bedarf durch Ware franzöſiſchen oder ruſſiſchen 
Urſprungs gedeckt werden. Die Preiſe waren von Anfang an hoch 
und blieben es bis zuletzt. Wundklee koſtete je nach Qualität 42 bis 
48 Mark der Zentner. 

Gelbklee wird hier als einjährige Futterpflanze für leichtere 
Böden in großem Umfange gebraucht, und es werden die guten 
Qualitäten meiſt aus Thüringen bezogen. Der Bedarf war, wie immer, 
ziemlich erheblich, und die Preiſe blieben faſt unverändert auf dem 
Stande von 18 bis 23 Mark. 

Der Bedarf an Luzerne geht hier von Jahr zu Jahr zurück. 
Soweit gute Qualitäten in Frage kommen muß dieſer Artikel faſt 
ausſchließlich aus Frankreich bezogen werden. In der letzten Zeit 
ſcheinen jedoch die Seeplätze große Poſten guter ruſſiſcher Luzerne auf— 
genommen und in den Handel gebracht zu haben. Der Bedarf ha 
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in unſerm Bezirke gegen das Vorjahr etwas nachgelaſſen, jedoch be— 
wegten ſich die Preiſe unverändert zwiſchen 60 bis 66 Mark. 

Thymotee, ein für unſre Landwirtſchaft wichtiges Futtermittel, 
wurde in dieſem Jahre hauptſächlich in oſt- und weſtpreußiſcher Ware 
gehandelt. Der Umſatz war dem vorjährigen gleich und die Preiſe 
bewegten ſich im Einkauf zwiſchen 20 und 24 Mark. Amerikaniſche 
Ware, die man hier ſonſt in großen Mengen bezog, und die ſich ge— 
wöhnlich um 1 Mark für den Zentner billiger als deutſche Saat 
ſtellte, wurde in dieſer Saiſon nur wenig gehandelt. 

Raygras wurde nach wie vor in guten Qualitäten und zu 
billigen Preiſen aus England bezogen. Die übrigen, zur Anlage von 
Weiden erforderlichen Wieſengräſer, insbeſondere Knaulgras, Agroſtis— 
arten, Schwingel, werden ſeit mehreren Jahren in gut gereinigter und 
zuverläſſiger Ware aus Amerika preiswert angeboten und gehandelt. 

Mohrrübenſamen werden hier faſt garnicht mehr gezüchtet. Die 
letzte Ernte war in ganz Deutſchland ſehr gering, ſo daß ſelbſt Sachſen 
ſich in dieſem Jahre gezwungen ſah, ſeinen Bedarf für ſich und den 
Verſand in Frankreich zu decken. 

Eckerndorfer und Oberndorfer Futterrunkelrübenſamen wird in 
unſrer Gegend nach wie vor viel gebaut, ſowohl für den eigenen Be— 
darf, als auch für den Verſand. Die letzte Ernte war gut und ergab 
ein vorzügliches Korn. Es wurden größere Mengen verkauft als im 
Vorjahre und zwar zu Preiſen von 20 bis 23 Mark. 

Amerikaniſcher Pferdezahnmais ſtieg infolge der Zollerhöhung 
im Preiſe. Dieſe Ware wird hier ſtets lebhaft gehandelt, namentlich 
für den Verkauf nach Rußland, doch brachte ſie dem Handel eine herbe 
Enttäuſchung, denn der Bedarf Rußlands ging infolge der plötzlichen 
hochgradigen Hitze, die eine Ausſaat unmöglich machte, derart zurück, 
daß dem hieſigen Handel beträchtliche unverkaufte Beſtände verblieben 
ſind. 

Senf iſt in hier geernteter und in ruſſiſcher Ware in großen 
Partien ſowohl zu Saat-, als auch zu Fabrikzwecken mit Nutzen ge 
handelt worden. Man erzielte 14 bis 16 Mark gegen einen ſonſtigen 
Höchſtpreis von 12 Mark. Der Grund dieſer günſtigen Konjunktur 
lag darin, daß der indiſche Senf infolge einer Mißernte ſehr teuer 
geworden war. f 

Im Gegenſatz zu der Lage des Futtermittelmarktes gegen Ende 
des vorigen Berichtsquartals wurden die Sommermonate mit einem 
erneuten Preisrückſchlag eingeleitet, weil die in Rußland lange Zeit 
aufgeſpeichert geweſenen, ſehr bedeutenden Läger endlich zur Verladung 
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gelangten. Ein ſehr erheblicher Teil dieſer in Maſſen zugeführten 
Futtermittel befand ſich jedoch infolge des langen Otſchereds in Ruß— 
land, in einer ſehr üblen Verfaſſung, traf heiß und klumpig und zum 
Teil ganz unverwertbar hier ein und mußte, nachdem er notdürftig in 
Ordnung gebracht worden war, weil er ſonſt unverkäuflich geweſen 
wäre, zu Lager gebracht werden, ſo daß die Läger hier ſehr bald 
überfüllt waren. Um Raum zu ſchaffen, wurden die Zufuhren zu 
ſehr gedrückten Preiſen geradezu verſchleudert, ſo daß den Importeuren 
ein doppelter und dreifacher Schaden entſtand, einmal durch Zinsver— 
luſt, dann durch die ſchlechte Beſchaffenheit der angekommenen Waren 
und endlich infolge der rückgängigen Konjunktur. 

Wir haben ſchon oft genug erwähnt, daß die Zuſtände, wie ſie 
ſeit einigen Jahren auf den ruſſiſchen Bahnen herrſchen, geändert 
werden müſſen, wenn das Geſchäft mit Rußland nicht vollſtändig zum 
Stillſtand gelangen ſoll. Die (in unſerm Tätigkeitsbericht, Seite 31 
erwähnten) Verhandlungen zwiſchen den beteiligten Deutſchen Handels— 
kammern und den ruſſiſchen Eiſenbahnverwaltungen haben ja nun zu 
einem einigermaßen günſtigen Erfolge geführt, und man darf hoffen, 
daß die überaus traurigen Zuſtände auf den ruſſiſchen Bahnen, wenn 
auch nicht aufhören, ſo doch gemildert werden. Tatſächlich iſt ſeit 
dieſer Konferenz eine Beſſerung eingetreten. Die Waren aus Rußland 
kommen raſcher heran. Solche großen Fehlgewichte, über die man, 
ebenſo wie über die langſame Beförderung, bisher zu klagen hatte, 
find doch nicht mehr an der Tagesordnung, weil vermutlich in Alex 
androwo der Gewichtsfeſtſtellung und der Beaufſichtigung der Wagen 
mehr Aufmerkſamkeit geſchenkt wird. 

Dem Maſſenandrang in Kleie während der Monate Mai und 
Juni folgte eine Periode ſchwächerer Zufuhren, wodurch die Preiſe 
ſich wieder erholen konnten; namentlich war helle Roggenkleie ziemlich 
lebhaft gefragt und zu guten Preiſen zu verwerten, während gewöhn— 
liche ruſſiſche Qualitäten ſich nur geringer Beliebtheit erfreuten. Trotz 
guter Futterernte regte ſich auch entgegen den früheren ſehr gedrückten 
Preiſen die Nachfrage nach Weizenkleie, ſo daß Verkäufer ihre An— 
künfte zu langſam anziehenden Preiſen begeben und auch die hieſigen 
Läger zum Teil räumen konnten. Waſſerwärts waren die Zufuhren 
in Kleie nur mäßig. Sie fanden, ſoweit die Ware hell und mehlig 
war, zu verhältnismäßig guten Preiſen Unterkommen. Am Schluſſe 
des Berichtsquartals machte ſich auf der ganzen Linie wieder eine 
kleine Abſchwächung bemerkbar, obgleich die ruſſiſchen Forderungen 
ziemlich hoch blieben; denn vorausſichtlich wird unſre hauptſächlichſte 
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Bezugsgegend in Nordrußland uns in dieſem Jahre wegen Fehlernte 
im Stich laſſen, ſo daß wir wohl meiſt auf den Bezug aus dem 
Süden angewieſen bleiben werden. 


Entgegen der oben geſchilderten Lage auf dem Kleiemarkte war 
die auf dem Olkuchenmarkte andauernd außerordentlich feſt. Olkuchen 
blieben immer nur ſehr ſchwach angeboten, und es konnten demzufolge 
die Inhaber ihre dauernd erhöhten Forderungen mit Leichtigkeit durch— 
ſetzen. Über die Ernte in Olſaaten läßt ſich ein abſchließendes Urteil 
heute noch nicht fällen; ſie iſt aber offenbar nicht ſonderlich, denn die 
ruſſiſchen Mühlen haben jetzt ihre Angebote vollſtändig zurückgezogen, 
obgleich die Preiſe für Olkuchen eine Höhe erreicht haben, wie ſie ſeit 
einer langen Reihe von Jahren nicht beſtanden hat. Infolgedeſſen 
ruht das Geſchäft in ruſſiſchen Olkuchen faſt vollſtändig und dürfte 
ſich erſt wieder beleben, wenn eine beſſere Überſicht über das Ernte— 
ergebnis der Olſaaten möglich ſein wird. 


Dünge In den Monaten Mai, Juni und Juli ruhen die Lieferungen 

mittel⸗ chemiſcher Düngemittel faſt vollſtändig; nur ein Weniges von Chili- 

handel. Salpeter und Thomasſchlackenmehl kam in dieſer Zeit in ungefähr den 
gleichen Mengen des Vorjahres zur Ablieferung. 

Die Vorverkäufe waren in der Berichtszeit nicht von Belang, da 
die Verbraucher auf einen Rückgang der hohen Preiſe von Chili-Sal⸗ 
peter und Superphosphat hoffen, auch in den übrigen Düngemitteln 
waren größere Abſchlüſſe nicht zu tätigen. 


woll⸗ Wolle war feſt und bei guten Preiſen abzuſetzen, eine Reaktion 

handel. trat im letzten Monat ein, wodurch der Abſatz ſtark ſtockte; man iſt 
aber für dieſen Artikel nicht flau und hofft auf baldige Beſſerung. 
Läger ſcheinen nicht groß zu ſein, bei den allgemein guten Preiſen 
hatte jeder verkauft. 


Stärte⸗ Unter dem Einfluß von außerordentlich günſtigem Wetter für 
fabrifation. die Kartoffelkultur hat ſich der Markt für Kartoffel⸗Fabrikate ungünſtig 
geſtaltet. Die Preiſe haben ſich nicht behaupten können, und der Kon— 
ſum beſchränkt ſich auf Käufe von der Hand zum Mund. Selbſt die 
Dürre, die bei uns ſchon ſeit längerer Zeit anhält, kann eine Wieder⸗ 
belebung des Marktes nicht hervorrufen. Dieſes mag indeſſen daran 
liegen, daß von andrer Seite über ausreichenden Regen für die Ent⸗ 
wicklung der Kartoffel berichtet wird. Bis zum Beginn der neuen 
Kampagne ſind immerhin noch reichlich 8 Wochen und bleibt die Ge— 
ſtaltung des Marktes von der Witterung der nächſten Wochen ab— 
hängig. 


Infolge der anhaltenden Trockenheit ſind die Ausjichten auf eine Nohzucker. 
gute Rübenernte ungünſtig und es hat ſich dementſprechend der 
Zuckermarkt befeſtigt, doch ſind die Zuckerpreiſe durch die im vorigen 
Jahre ſtattgefundene Überproduktion noch immer gedrückt. 

Da Spiritus im Bezirk der Kammer lediglich aus landwirtſchaft- Spiritus⸗ 
lichen Brennereien geliefert wird, die fi während der Monate Oktoberfabrikation. 
bis Mai im Betriebe befinden, ſind die Spritfabriken gezwungen, 
während dieſer Brennperiode ſich ihren ganzen Jahresbedarf hinzu— 
legen. Ein zuverläſſiges Bild des Geſchäftsganges kann man deshalb 
erſt nach Verwertung des Lagers am Jahresſchluſſe haben. Wir können 
daher über die Spiritusfabrikation nur in dem im Mai erſcheinenden 
Vierteljahresbericht einen Bericht bringen. 

Trotz der enormen Kartoffelernte des letzten Jahres und der Likösr— 
3. Zt. ſehr großen Spiritus⸗Beſtände hat die Zentrale für Spiritus-fabrikation 
verwertung in Berlin den Spirituspreis nicht ſo weit herabgeſetzt, wie 3 
es den Umſtänden nach angemeſſen wäre. handel. 

Wenn ſich nun auch durch die gegen das Vorjahr etwas er— 
mäßigten Spirituspreiſe die Lage der Likörfabrikation günſtiger geſtaltet 
hat, ſo blieb doch der Konſum auch im letzten Vierteljahr gegen die 
gleiche Zeit der früheren erheblich zurück. Einen gewiſſen Einfluß nach 
dieſer Richtung übt auch zweifellos die ſtetig fortſchreitende Anti-Alkohol— 
bewegung aus. 

Der Konſum in Spiritus zu Leucht- und gewerblichen Zwecken 
nimmt, nachdem der Preis wieder herabgeſetzt worden iſt, ſtetig zu, doch 
iſt bei dieſem Artikel der Verdienſt für den Verkäufer ſo gering, daß 
kaum die Selbſtkoſten gedeckt werden. 

Die Lage des Holzmarktes auf der Weichſel bei Thorn hat ſichgelzhandel. 
jeit dem letzten Bericht vom 12. Mai d. J. nicht unweſentlich ver- 
ändert. Bis Ende Juli wurden über Schillno 1283 Traften eingeführt, 
und man kann ſchon jetzt mit Beſtimmtheit angeben, daß die Geſamt— 
einfuhr in dieſem Jahre hinter der des vergangenen Jahres nur um 
höchſtens 15 9% zurückſtehen wird und nicht um 33 9% wie wir früher 
annahmen. Es liegt dies lediglich daran, daß auf allen Nebenflüſſen 
der Weichſel gutes Waſſer eingetreten iſt und die nicht unerheblichen 
überwinterten Transporte ſämtlich heruntergekommen ſind. 

Die Flößerei wurde durch zwei in kurzen Abſtänden eintretenden 
Hochwaſſerperioden ſtark gefährdet und mußte infolgedeſſen je zehn 
Tage lang vollſtändig eingeſtellt werden. Hierdurch ſtauten ſich die 
Transporte derart an, daß Mitte Juli von Thorn bis nach Neuhof 
herauf ſich zirka 500 Traften Hölzer angeſammelt hatten. Um hier 
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Abhilfe zu ſchaffen, hat ſich aus hieſigen und auswärtigen Intereſſenten 
eine Kommiſſion gebildet, die mit zwei Dampfern ſämtliche Transporte 
vom roten Kreuz (ruſſiſche Grenzabfertigung) bis nach Schillno heran— 
ſchleppen läßt und ſomit eine ſchnellere Expedition ermöglicht. In 
Thorn ſtanden Anfang Auguſt 200 Traften Hölzer zum Verkauf. Für 
beſſere Hölzer haben ſich die Preiſe gehalten, während minderwertige 
Poſten zirka 10 % im Preiſe zurückgegangen ſind. Ein weiterer 
Rückgang im Preiſe iſt aber nicht zu erwarten, da Kaufluſt vorliegt 
und unſere Schneidemühlen ihren Hauptbedarf erſt zum Herbſt zu 
decken beabſichtigen. 

Aus Rußland ſind für das nächſte Jahr ſchon einige Käufe von 
Wald gemeldet worden. Eine auch nur annähernde Angabe über die 
Einfuhr für 1907 läßt ſich heute nicht machen; dieſe wird nur davon 
abhängen, wie ſich die politiſchen Verhältniſſe in Rußland geſtalten 
werden und ob es möglich ſein wird, ohne Störung im nächſten 
Winter in den dortigen Forſten zu arbeiten. 


Holz Da in Thorn die Bauluſt im 2. Quartal immer noch anhielt, jo 
ſchneide waren die Schneidemühlen noch ſtark beſchäftigt mit dem Schneiden 
mühlen. pon Bauholz in Kiefer und Tanne, und es konnten auch ziemlich 
günſtige Preiſe dafür erzielt werden. Vielfach mußten Lieferungen 
von Spundbohlen und Balken nach außerhalb abgelehnt werden. 
Stamm- und Zopfware in Kiefern ſowie Mauerlatten, Fußboden ıc. 
wurden für Thorn und Umgegend zu günſtigen Preiſen verkauft, 
ebenſo auch Eſchen, Elſen und Eichen nach außerhalb. Das Rohmaterial 
auf der Weichſel war um ein Bedeutendes im Preiſe geſtiegen; der 
größte Teil der Thorn paſſierenden Traften kam bereits verkauft hier 
an. Arbeiter wurden hier ſehr knapp, da ſich genügend andere Arbeits— 
ſtätten boten, jo z. B. bei der Einebnung der Lünette, beim Straßen— 
bahnbau u. a. m., weshalb ſich verſchiedene Mühlen gezwungen ſahen, 
den Lohn um 2—4 Pfennig die Stunde zu erhöhen. Trotzdem 
herrſcht aber noch immer großer Mangel an Arbeitern. Die Bau— 
tiſchlereien waren durch Übernahme von Submiſſionslieferungen für 
Thorn und außerhalb vollauf beſchäftigt. 

Auch die Schneidemühlen der übrigen Städte unſres Bezirks 
ſcheinen gut beſchäftigt geweſen zu ſein. So wird uns aus Brieſen 
gemeldet, daß das Baugeſchäft vorwiegend wegen Ausführung vieler 
Bauten für die Kgl. Anſiedlungskommiſſion ſehr lebhaft geweſen ſei 
und zwar derart, daß zur Deckung des Holzbedarfs die dortigen 
Schneidemühlen und der Vorrat an paſſendem Rundholze nicht aus— 
reichten und daher größere Bezüge von außerhalb erfolgen mußten. 
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Auch in Briefen zeigte jih Mangel an Arbeitskräften. In Culm war 
das Geſchäft der Sägewerke gut, namentlich in Tiſchlerbrettern, und 
der Verkauf ging mit gutem Nutzen von ſtatten. Dagegen hat die 
Bauluſt dort erheblich nachgelaſſen. Leere Wohnungen in allen 
Größen ſind jederzeit zu haben, was beſonders auf die Neubauten 
des Beamtenbauvereins zurückgeführt wird. 

Trotz der großen Hitze der letzten Monate entſprach der Abſatz 


Bier⸗ 


von Bier doch nicht den gehegten Erwartungen, da dem Bier in denbrauereien. 


ſogenannten alkoholfreien Getränken, namentlich der Champagner— 
Weiße, die übrigens kein bierähnliches Getränk, ſondern eine Art 
Limonade iſt, ein unbequemer Konkurrent erwachſen iſt. Die Gerſten— 
ernte ſcheint in unſerer Gegend ziemlich befriedigend ausgefallen zu 
ſein, dagegen ſollen in vielen Gegenden Krankheiten den Hopfen— 
pflanzen nicht uubeträchtlichen Schaden zugefügt haben. 

Das Hauptereignis im vergangenen Vierteljahr war natürlich 
die Brauſteuererhöhung, die am 1. Juli in Kraft trat. Die Brauereien 
ſcheinen jedoch, wie zu erwarten war, nicht gewillt zu ſein, die neuen 
Laſten allein auf ihre Schultern zu nehmen. Sie haben ſich zuſammen 
getan und ſuchen die Steuer abzuwälzen, was natürlich nicht ohne 
Kampf abgeht. Es ſcheint jedoch ſicher, daß die Brauereien in dieſem 
Kampfe ſiegen werden. 

Das Geſchäft war in den Monaten Mai, Juni, Juli ſehr ſtill; 
beſonders in den letzten beiden Monaten machten ſich Urlaub und 
Ferien in dem Detail-Geſchäft bemerkbar. 

Man hatte allen Grund anzunehmen, daß durch das gute und 
warme, zeitweilig unnatürlich heiße Wetter eine Belebung des Moſel— 
wein⸗Geſchäftes eintreten würde, zumal in den kleinen billigen Weinen, 
doch iſt der Abſatz weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben, teils 
infolge der großen Konkurrenz von außerhalb, teils durch die von 
Jahr zu Jahr ſich mehr einbürgernden alkoholfreien Fruchtſäfte und 
Ahnliches. 

Welchen Einfluß die Bewegung gegen den Alkoholgenuß auf den 
Weinhandel hat, geht aus folgendem Bericht einer Thorner Weingroß⸗ 
handlung hervor: „Im Weinhandel iſt in den letzten drei Monaten 
eine Anderung nicht wahrzunehmen geweſen. Doch zeigte ſich gerade 
in dieſen Sommermonaten, in denen in früheren Jahren der größte 
Abſatz in billigen Weinen der Moſel und des Rheines war, wiederum, 
welchen Einfluß die Antialkoholbewegung auch auf den Weinhandel 
auszuüben vermocht hat und welcher Mißbrauch mit dieſer Bewegung 
getrieben wird. Durch die große Reklame, die die Fabrikanten der ſo— 


Weins 
handel. 


Häute⸗ 
handel. 


Schuh⸗ 


Fiegeleien, 


genannten alkoholfreien Getränke machen, hat ſich im Publikum die 
Auffaſſung verbreitet, der Alkohol wirke auch in kleinen Quantitäten, 
alſo im Wein, genoſſen ſchädlich, eine Annahme, die von den erſten 
Autoritäten auf dem Gebiete der Hygiene längſt als eine durchaus 
irrige widerlegt iſt. Der Weinhandel, der in den letzten Jahren haupt— 
ſächlich auf den Abſatz billiger Weine angewieſen iſt, erleidet ſowohl 
durch die Konkurrenz der alkoholfreien Getränke ſelbſt, als durch die 
durch dieſe billigen Getränke hervorgerufene Preisdrückung eine weitere 
Schädigung, und es iſt dringend erwünſcht, Wege zu finden, die ge— 
eignet ſind, dem Mißbrauch, der mit der Antialkoholbewegung getrieben 
wird, energiſch entgegenzutreten. 


Keder- und Das Geſchäft nahm einen ziemlich lebhaften Verlauf. Die Preiſe 


für ſämtliche Sorten von Leder ſtiegen von Tag zu Tag. Nachfrage 
war genügend vorhanden. Die Kaſſeneingänge waren im Mai und 
Juni beſſer als ſonſt, ließen aber im Juli ſehr nach. 

Sämtliche Sorten Rohhäute bis auf Ziegenfelle fanden bei feſten 
Preiſen Käufer. Leider läßt die Schlachtung hier ſehr zu wünſchen 
übrig, ſo daß volle Preiſe ſeitens der Gerber nicht bewilligt werden. 

Nach Erledigung des lebhaften Pfingſtgeſchäftes trat in der 


fabrifation. Schuhbranche etwas Ruhe ein. Die koloſſalen Lederpreiſe veranlaſſen 


viele Schuhfabriken, ſich abwartend zu verhalten, da heute entſprechend 
höhere Preiſe für Schuhe nicht zu erzielen ſind. Die Schuhhändler 
ſind dagegen geneigt, auf Lieferung zum Frühjahr 1907 ſchon heute 
zu kaufen, ſo daß mit einem beide Teile zufriedenſtellenden Geſchäft 
zu rechnen iſt. 

Der Ziegelverkauf in den Monaten Mai, Juni und Juli d. J. 
war recht zufriedenſtellend, wenngleich in letzter Zeit infolge der 
Erntearbeiten Abſchlüſſe auf das platte Land nicht ſtattfanden. Die 
Bautätigkeit in Thorn kann man als recht rege bezeichnen. Staat— 
licherſeits ſind mehrere belangreiche Neubauten in der Ausführung be— 
griffen, die einen größeren Zuzug von auswärts mit ſich bringen. 
Dieſer ganz anſehnlichen Nachfrage halber konnten die Ziegelpreiſe um 
eine Kleinigkeit erhöht werden. Im Borgweſen werden langfriſtige 
Zahlungsformen möglichſt vermieden und dadurch ungeſundem Unter- 
nehmertum der Boden entzogen. 

Infolge der außerordentlich warmen, durch Regen in keiner Weiſe 
geſtörten Witterung konnten die Arbeiten auf den Ziegeleien flott be— 
trieben werden; hinderlich waren nur die Arbeiterverhältniſſe, denn 
auch bei den beſten Arbeitsbedingungen und reichlicher Entlohnung 
bleiben in gleicher Weiſe Fach- und Gelegenheitsarbeiter recht knapp. 
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Die Lagerbeſtände ſind z. Zt. nicht groß. Die Anlage eines großen 
neuen Bahnhofs, die Errichtung eines bedeutenden Holzhafens und 
verſchiedenes Andere gewährleiſten auch für die Zukunft recht guten 
Abſatz. 

Auch die übrigen Ziegeleien unſeres Bezirks ſcheinen gut be— 
ſchäftigt geweſen zu ſein, ja von einigen wird uns gemeldet, daß ſie 
dem Bedarf kaum gerecht werden konnten, daß die Abſchlüſſe noch auf 
Monate hinausreichen und neue Aufträge nur bei längerer Lieferzeit 
angenommen werden können. 


Die Marktlage hat ſich weiter befeſtigt, und die Preiſe nament- 


Eiſen, 


lich in Stabeiſen, Blechen und Trägern ſind in den BerichtsmonatenEiienwaren 


noch höher geworden. Die Beſchäftigung iſt derart, wie nie zuvor, 
und Lieferzeiten von 5—7 Monaten ſind an der Tagesordnung. Auf 
den Export legen jetzt die Werke keinen beſonderen Wert. Aus dem 
Beſchäftigungsgrad und den Vorverkäufen ergibt ſich, daß die günſtige 
Konjuktur mindeſtens noch tief bis in das nächſte Jahr hinein an— 
halten wird. Die Preiſe für Metalle, beſonders für Kupfer, haben 
noch weiter angezogen, und es ſind die in unſerem letzten Jahres— 
bericht vermerkten Preiſe inzwiſchen weit überholt worden, womit ein 
Preisſtand erreicht iſt, wie er bisher niemals daweſen iſt. 

Das Geſchäft am Platze hat ſich ſehr gut entwickelt. Die Pro— 
vinzhändler haben die Konjunktur wahrgenommen und ſich reichlich 
eingedeckt, ſo daß der Abſatz in Eiſen, Eiſenwaren und Metallen recht 
zufriedenſtellend und größer als im Vorjahre war, wozu natürlich die 
rege Bautätigkeit unſerer Gegend das ihrige beigetragen hat. 

In den Kreditverhältniſſen iſt jedoch trotz alledem eine Beſſerung 
nicht eingetreten. 

Die bereits erwähnte rege Bautätigkeit in Thorn hat natürlich 
auch auf den Abſatz von Baumaterialien wie Kalk, Zement, Rohr— 
gewebe, Mauergips, Chamotteſteine u. a. m. belebend eingewirkt. Kalk 
wurde faſt ausſchließlich aus Hohenſalza bezogen, Zement ſowohl aus 
Neuſtadt Weſtpr. wie aus Schleſien. Geliefert wurde ſowohl für 
öffentliche Bauten, nämlich die Präparandenanſtalt und den Gaſometer— 
bau, als auch für Privatbauten. Die Ausſichten für die Zukunft erſcheinen 
ebenfalls gut, da die private Bautätigkeit anhält und auch verſchiedene 
öffentliche Bauten demnächſt in Angriff genommen werden, ſo das 
katholiſche Lehrerſeminar und der Bahnhofsneubau bei Mocker. In— 
wieweit der Holzhafenbau einen Einfluß auf den Abſatz von Bau— 
materialien haben wird, läßt ſich zurzeit noch nicht überſehen. 

Der Abſatz nach auswärts hat gegen das Vorjahr abgenommen. 


und 
Metalle. 
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In Dachpappe hat ſich die Konjunktur erheblich verſchlechtert, 
denn während Rohmaterial um etwa 30 «% im Preiſe geſtiegen iſt, 
gelang es wegen der ſcharfen Konkurrenz nicht, die Preiſe des Fabrikats 
auch nur annähernd dementſprechend zu erhöhen. Der Bedarf hat 
allerdings an Umfang etwas zugenommen, hauptſächlich wohl dadurch, 
daß die doppellagigen Pappdächer mehr und mehr in Aufnahme kommen. 


Rohlen⸗ Die Marktlage für Kohlen war ſehr feſt, ſo daß im Gegenſatz 
handel. zu den früheren Jahren auch während des Sommers die Winterpreiſe 
in Kraft blieben. In den Monaten Mai und Juni bewegt ſich das 
Geſchäft in Hausbrandkohlen in ſehr engen Grenzen. Die Haupt— 


abnehmer ſind die induſtriellen Unternehmer, die, abgeſehen von ihrer Hi 
regelmäßigen Bedarfsdeckung, zu dieſer Zeit ihre Vorräte zu ergänzen 
pflegen. Der Umfang des Geſchäftes iſt gegenüber dem Vorfahre un— 
verändert geblieben, dagegen hat die in unſerm letzten Jahresbericht . 


erwähnte Kohlenausfuhr nach Rußland gänzlich aufgehört. Der Be— 
darf an engliſchen Schmiede, Gas- und Anthrazitkohlen wurde in 
den Berichtsmonaten ohne Schwierigkeit auf dem Waſſerwege gedeckt. 


maſchinen⸗ Da ſich infolge der äußerſt fruchtbaren Witterung des Frühjahres 
bau. die Saaten gut entwickelten und eine vorzügliche Ernte in Ausſicht 
ſtellten, war der Abſatz in landwirtſchaftlichen Maſchinen recht lebhaft. 
Wir blieben hier im allgemeinen von ſchweren Regengüſſen verſchont, 
weshalb ſich nur vereinzelt das Korn gelagert hatte. Infolgedeſſen 
konnte das Mähen faſt durchweg mit Hülfe von Mähmaſchinen er— 

folgen, weshalb der Abſatz hierin größer war als im Vorjahre. 

Allerdings brachte das verfloſſene Quartal erhebliche Preisſteigerung 
in faſt allen Rohmaterialien und auch in Arbeitslöhnen, ſo daß eine 
Preisſteigung der Fabrikate, ſoweit ſie nicht ſchon erfolgt iſt, um etwa 
10 9% unvermeidlich it. 

Einzelne Maſchinenfabriken beſitzen eine größere Anzahl von 
Dampfpflügen, die ſie an Beſitzer verleihen. Man befürchtet nun, daß 
die ungünſtigen Leuteverhältniſſe dieſes Jahres einen Teil der Guts— 
beſitzer zu einer Einſchränkung des Rübenbaues veranlaſſen werden, 
wodurch natürlich auch die Nachfrage nach Dampfpflügen zurückgehen 
würde. 

Wir bringen hier noch zur weiteren Illuſtrierung der Lage 
unſrer Maſchinenfabriken den Bericht eines Thorner Betriebes: „Die 
ſeit dem Winter andauernde Überlaſtung ſämtlicher Betriebszweige 
meiner Fabrik hat ſich jetzt in der Hochſaiſon noch weiter geſteigert, 
ſo daß ſtändig mit Überſtunden gearbeitet werden muß. 
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In Eiſenkonſtruktion können Aufträge für dieſes Jahr nicht mehr 
angenommen werden, da es ſchon ſchwer fallen wird, die vorliegenden 
termingemäß zu erledigen. 

In landwirtſchaftlichen Maſchinen liegt wohl insbeſondere wegen 
der ſehr guten Ernteausſichten eine derartige Zahl von Aufträgen vor, 
daß der große Vorratsbeſtand ſchon jetzt faſt aufgebraucht iſt. 

Die Eiſengießerei iſt durch die mit der Kgl. Eiſenbahn-Behörde 
abgeſchloſſenen Aufträge ſowie mit der Deckung des großen Bedarfs 
in landwirtſchaftlichem Maſchinenguß vollkommen beſetzt. 

Im allgemeinen muß bemerkt werden, daß die gute Lage des 
Geſchäfts insbeſondere deshalb bemerkenswert iſt, weil infolge der 
eingetretenen Erhöhung der Materialpreiſe auch eine Preiserhöhung 
der Fabrikate vorgenommen werden mußte, was aber anſcheinend 
keinen Einfluß auf den Verkauf gehabt hat. 

Sehr bedauernswert iſt es, daß die außerordentlich günſtige 
Konjunktur nicht beſſer wahrgenommen werden kann, weil nicht ge— 
nügend gelernte Arbeiter zu bekommen ſind. Trotz ſtändigen Inſerierens 
in verſchiedenen Zeitungen iſt der Zuzug verſchwindend gering.“ 

Das letzte Quartal war im Kolonialwarenhandel wenig günſtig, 
da ältere große Schlüſſe für Zucker und Heringe zu billigeren Preiſen 
verkauft wurden, als die Einſtandskoſten betrugen. 

Reis und Gerſtenfabrikate konnten ihre Preiſe erhöhen, während 
alle übrigen Artikel ihren alten Preisſtand behielten. 

Das Geſchäft war in den Monaten Mai, Juni und Juli gut zu 
nennen; namentlich war das Pfingſtgeſchäft durch das anhaltend 
günſtige Wetter befriedigend. Der anhaltend heiße Sommer machte 
ſowohl für die Geſchäftsinhaber wie für die Angeſtellten den 8 Uhr— 
Ladenſchluß doppelt wünſchenswert. Um ſo ſchmerzlicher wurde es 
daher empfunden, daß der 8 Uhr-Ladenſchluß nicht auf weitere Ge— 
ſchäftszweige ausgedehnt worden iſt, trotzdem gerade die Textilwaren— 
branche ſich faſt einſtimmig dafür ausgeſprochen hat. 

In den Monaten Mai, Juni und Juli hat ſich das Geſchäft für 


die Seifenfabrikation weiter erheblich verſchlechtert, da die Rohmaterialienfabrikation. 


einen ſeit Jahren nie erreichten hohen Preisſtand behaupteten, während 
die Fabrikate im Preiſe nachgegeben haben. Es ſind daher vollſtändig 
ungeſunde Verhältniſſe eingetreten, die auch bereits in einem Falle 
zur Liquidation eines Unternehmers der Provinz führten. 

Zu dieſen teuren Rohmaterialpreiſen tritt eine erhebliche Er— 
höhung der Arbeits-Unkoſten hinzu infolge der teuren Löhne, die den 
Arbeitern als Folge der bereits lange Zeit beſtehenden teuren Lebens— 
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mittelpreiſe zugebilligt werden mußten. Trotz erhöhter Arbeitslöhne 
ſind die Arbeitskräfte ſehr knapp, infolge der Abwanderung nach dem 
weſtfäliſchen Induſtriebezirk, wo die Arbeiter bei weitem höhere Löhne 
erzielen, als ſie der Oſten zahlen kann. 

Das Speditionsgeſchäft verlief in den Monaten Mai, Juni und 
Juli normal und unterſchied ſich wenig von dem Verkehr der gleichen 
Periode im Vorjahre. Auf dem Bahnwege war der Stückgutverkehr 
recht umfangreich, dagegen nimmt der Sammelladungsverkehr auf Thorn 
ungemein ab, ſo daß es den Anſchein hat, als wenn er für Thorn 
mit der Zeit ganz aufhören werde. 

Infolge des günſtigen Waſſerſtandes war auf dem Waſſerwege 
der Verkehr zwiſchen Danzig und Thorn regulär; die Dampfer konnten 
ihre Fahrten pünktlich einhalten und hatten ſowohl ſtromaufwärts als 
auch abwärts meiſt genügend Ladung. Nach Rußland war der 
Weichſelverkehr von Thorn aus infolge des günſtigen Waſſerſtandes 
gut, auch wurden zahlreiche Kahnladungen Kleie und Futtermittel in 
dieſem Viertelſahre aus Rußland eingeführt. Begünſtigt durch das 
gute Wetter war auch der Floßverkehr auf der Weichſel recht lebhaft, 
wenn auch die vorjährige Traftenanzahl bis jetzt nicht erreicht worden iſt. 

Die unklare politiſche Lage in Rußland hat zwar das Geſchäfts— 
leben im allgemeinen nicht beeinflußt, und nach den Berichten jpeziell 
aus Moskau und Petersburg iſt ſogar die Lage der Fabrikanten ſehr 
günſtig, indem der Bedarf ſo groß iſt, daß verſchiedene Großkaufleute 
in dieſem Jahre die Meſſe in Niſhny garnicht beſuchen werden, weil 
ſie auch ohne die daſelbſt zu erwartenden Aufträge genügend be— 
ſchäftigt ſind; auch die Deckungen durch die Käufer erfolgen recht 
pünktlich und meiſtens per Kaſſe. Dieſe gute Lage der ruſſiſchen In— 
duſtrie und des ruſſiſchen Handels iſt aber teilweiſe auf die Streik— 
bewegungen im ruſſiſch-polniſchen Induſtriebezirke zurückzuführen, und 
unter letzteren haben die hieſigen Grenzſpediteure entſchieden zu leiden 
gehabt, da verſchiedene bedeutende Werke in Lodz, Warſchau, Sojno- 
wice und Czenſtochau oft wochenlang feierten. 

Die bahnſeitige Einfuhr von Rußland in Futtermitteln und 
ſonſtigen Rohprodukten hat ſich, da die ruſſiſche Regierung tatſächlich 
Maßnahmen zur Begleichung des Wagenmangels getroffen hat, etwas 
regelmäßiger abgewickelt. Die Schwankungen der ruſſiſchen Valuta 
und der ruſſiſchen Staatspapiere verurſachen den Spediteuren fortge— 
ſetzt bedeutenden Schaden. 


— 


+ 


AB: 


a 


En 3 


Inhalts -Verzeichnis. 


— 


l. Bekanntmachungen, 
Vierteljahresberichte 
Verlegung der Geschäftsräume 
Bezirkseiſenbahnrat ä 
Vereidigung . 
Gutachten. 


De 


= 


II. Sitzungsbericht. 


Niederſchriſt über die Vollſitzung vom 7. Suli . . . 

1. Kauf, Umbau u. Vermietung des Hauſes Sale. ® . 

2. Prüfung der Jahresrechnungen 925 

3. Haushaltungsplan für das Jahr 1906 

4. Bildung eines neuen Wahlkreiſes . R 

5. Verwaltungsbericht der e er 1905 ; 

6. Vereidigung . 

7. Abendzug Pojen— Thorn 5 

8. Einlegung eines neuen Zuges von Schneidemühl nach Bromberg 

9. Bezirkseiſenbahnrat . ae a 

10. Deutſcher Handelstag 

11. Sitzung des Verbandes der amtlichen Sandelsvertretungen Polens 
und Weſtpreußens. . 


III. Verhandlungen der Handelskammer. 


1. Einrichtungen für Handel und Induſtrie. 
Verhängung der Schaufenſter an Sonn- und Feiertagen 
Arbeitszeit in Kontoren . a en 
8 Uhr⸗Ladenſchluß 


2. Verſtehrsweſen. 

a. Eiſenbahnen. 
Bezirkseiſenbahnrat. E 
Uferbahnzüge . 


Seite 


18 DV — 


* E e e & de 


S* 


so 


6 
11 


Erhebung von Platzgebühren 
Ausnahmetarif 10 b für Saatgut 
Ausnahmetarif für Düngemittel 5 
Durchgangswagen für die Nachtzüge zwischen Thorn und Breslau 2 
Späterlegung des Zuges 620 Eulm— Unislaw 
Abgang des Zuges 27 von Schneidemühl anſtatt von Bromberp- 
Ständige Verſpätung der aus Alexandrowo kommenden Züge 
b. eee 
Strombereiſung . 8 . 
Ausrüſtung der Traften mit einem u Anker R 
ec. Telephonweſen. 
Erweiterung des Fernſprechverkehrs . Ei 


3. Zoll- und Steuerweſen. 
Zollabfertigung von Gerite . 
Zollabfertigung von Blußho . . - 
Abfertigung der Holztransporte in Schillno 


4. Derkehr mit Rußland. 
Mißſtände im Futtermittelhandel mit Rußland. 
Grenzlegitimationsſcheine .. 
Einfuhr landwirtſchaftlicher Maſchinen wog Rufand über Selam II. um 
III. Klafje . ; . 
Die Unruhen in Bjelojtot 


5. Innere Angelegenheiten. 


Haushaltungsplan für 1906/07 . 
Bildung eines neuen Wahlfreijes . 
Sachverſtändige für Futtermittel . 


IV. Verſchiedenes. 


Zuſammenſtellung der geltenden Handels-, Zoll-, Schiffahrts⸗ und Konjularver- 
träge mit dem Ausland . C 

Telegrammverkehr zwiſchen Thorn und Mocker . 

Mülheim (Rhein) und Mülheim (Ruhr) 

Eröffnung von Reichsbanknebenſtellen 

Handelsſchule in Thorn 


V. Die Lage der einzelnen Geſchäftszweige. 


Getreidehandel 
Getreidemüllerei . 
Sämereien. 8 
Futtermittelhandel . 
Düngemittelhandel . 
Wollhandel 
Stärkefabrikation 


—ͤ—ꝓ —v 


S 


Rohzucker 2 2 
Spiritusfabrikation . | 
Likörfabrikation und Spiritushandel x 
Holzhandel. „ 
Holzſchneidemühlen . 

Bierbrauereien 

Weinhandel 3 

Leder- und Häutehandel 
Schuhfabrikation . 

Ziegeleien . 

Eiſen, Eiſenwaren und Metalle 
Baumaterialien 

Kohlenhandel . 

Maſchinenbau . 

Kolonialwarenhandel 
Textilwarenhandel . 
Seifenfabrifation . 

Spedition 


Seite 


